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wer sind wir? Woher kommen wir? Und 
wo wollen wir hin? Fragen wie diesen 
sollte man sich im Leben immer mal 
wieder stellen. Nicht nur als Einzelner 
und in philosophischer Hinsicht. Son-
dern vor allem auch, wenn es um Politik 
und konkreten Handlungsbedarf geht. 
Profil	 zeigen.	 Standpunkte	 klären.	 Die	
Diskussion suchen. Und am Ende des 
Prozesses neue Ziele stecken und einen 
klar	definierten	Handlungsplan	auf	den	
Weg bringen. Auch der neu gewählte 
Landesvorstand der MIT Baden-Würt-
temberg hat sich bei seiner letzten 
Klausurtagung den grundlegenden 
Fragestellungen unserer weiteren 
Parteiarbeit gewidmet.
Fast 30 Teilnehmer sind am 1. und 2. 
Februar in Stuttgart zusammen ge-
kommen, um gemeinsam unsere Aus-
richtung und die sich daraus ergebenden 
Aktivitäten für die nächsten zwei Jahre 
festzulegen. Zunächst haben wir bei 
dem von Karl-Heinz Kettgen, MIT-Mit-
glied aus dem Kreisverband Böblingen, 
moderierten Workshop eine Vielzahl an 
Themen erarbeitet, die uns momentan 
in der MIT „umtreiben“ – angefangen 
von der Notwendigkeit zur Gewinnung 
neuer Mitglieder über Energiepolitik, 
Wohnungsbau bis hin zu Steuerkonzept, 
Fachkräftemangel und vielem mehr. 

Wieder einmal aufs Neue haben wir 
festgestellt: Es gibt einiges zu tun! Um 
uns nicht auf zu vielen „Baustellen“ 
abzuarbeiten und in zu vielen Themen 
zu verlieren, war allerdings eine weite-
re Konzentration auf das Wesentliche 
angesagt. Aus diesem Grund haben 
wir den zweiten Tag genutzt, um vier 
Kernthemen herauszuarbeiten, die wir 
ganz konkret und gezielt in den nächs-
ten zwei Jahren bearbeiten und voran-
treiben möchten.
An erster Stelle steht dabei das Thema 
Mitgliedergewinnung. Hier wurde unter 
anderem einstimmig beschlossen, dass 
der Landesverband Baden-Württem-
berg am Modell der MIT Bund zur Ge-
winnung von jungen Mitgliedern teil-
nimmt. Ein weiteres wichtiges Thema 
ist	 und	 bleibt	 der	 Einfluss	 der	 MIT	
innerhalb der CDU. Wir wollen nicht nur 
in Wahlkampfzeiten als Zugpferd ein-
gesetzt und hoch gelobt werden, son-
dern als wichtiger Motor auch tatsäch-
lich etwas bewegen und vorantreiben! 
Mit vereinten Kräften werden wir uns 
aktiv in die Tagespolitik einbringen, um 
den Wohlstand in Baden-Württemberg 
auch in Zukunft zu sichern. Als drittes 
Kernthema haben wir die Steuerpolitik 
festgelegt, in der wir ebenfalls klar 
Position	beziehen.	Um	unser	Profil	und	

unsere Zielsetzungen klar nach außen 
zu transportieren, spielt als viertes 
Kernthema das Marketing eine immer 
wichtigere Rolle für uns. 
Über allem steht selbstverständlich 
die Zielsetzung, dass die MIT auch 
als DIE Stimme des Mittelstands und 
Interessenvertretung von vielen tau-
senden Arbeitsplätzen wahrgenommen 
wird. Wenn es uns gelingt, die MIT 
inhaltlich und öffentlichkeitswirksam 
in den zwei nächsten Jahren noch bes-
ser und klarer zu positionieren, werden 
wir mit Sicherheit auch unseren Beitrag 
dazu zu leisten, das MIT-Ziel des Bundes 
„Mitgliederbewegung 5.0“ mit 50.000 
Mitgliedern in den nächsten fünf Jahren 
zu unterstützen. 
Ich freue mich auf die gemeinsame vor 
uns liegende Arbeit und bitte Sie um 
Ihre Unterstützung, damit wir die MIT 
gemeinsam weiter nach vorne bringen.

Mit freundlichen Grüßen
Ihr Oliver Zander

Wofür steht die MIT Baden-Württemberg?

Liebe MIT-Mitglieder, 

Vorwort
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Schwerpunkt

Christian von Stetten MdB

Gegen zu hohe Mieten hilft 
nur eins: Bauen, bauen, bauen

Christian von Stetten MdB, Vorsitzender 
des Parlamentskreis Mittelstand der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Die Immobilienmärkte in Deutschland 
laufen heiß. Insbesondere in den großen 
Ballungsräumen übersteigt die Nachfrage 
das Angebot an Wohnraum spürbar. Die 
Folge sind stark strapazierte Märkte und 
deutliche Mieterhöhungen. In erster Linie 
ist es die Aufgabe der Kommunen und 
Bundesländer, durch Ausweisung neuer 
Baugebiete und zügiger Bearbeitung von 
Bauanträgen dafür zu sorgen, dass zusätz-
lich Wohnraum dem Markt zur Verfügung 
steht und sich dadurch die Durchschnitts-
mieten nicht in dem Maße erhöhen, wie 
wir es momentan erleben.
Die Senatsregierung von Berlin ist 
hier ein besonders gutes Beispiel, wie 
man es nicht machen sollte. Anstatt 
große	 Freiflächen	 wie	 das	 mitten	 in	
der Stadt gelegene ehemalige Flugfeld 
des Tempelhofer Flughafens zur teil-
weisen Bebauung freizugeben, können 
dort die Bürgerinnen und Bürger nach 
einem Volksentscheid jetzt 365 Tage 
im Jahr auf einer Fläche von 540 Fuß-
ballfeldern Rollschuh fahren und ihren 

Drachen steigen lassen. Zusätzlich wer-
den bundesweit potentielle Investoren 
durch Bürokratie und gesetzliche Maß-
nahmen wie Mietpreisbremse und un-
realistische Abschreibungsregelungen 
von dringend notwendigen Investitionen 
abgeschreckt.
Es ist klar, dass zusätzliche regulatori-
sche Maßnahmen nicht dabei helfen, 
das eigentliche Problem zu lösen, son-
dern lediglich die Symptome bekämpfen. 
Mehr denn je ist es daher notwendig, ge-
zielt auf eine Entspannung der Märkte 
hinzuwirken. In der Union ist man sich 
einig: Gegen Wohnraummangel hilft nur 
eins: Bauen, bauen, bauen.
An dieser Stelle muss jetzt konsequent 
angesetzt werden. Neben der „Wohn-
raumoffensive“ und dem „Baukinder-
geld“ müssen Lösungen zusammen mit 
der privaten Bauwirtschaft gefunden 
werden. Bürokratische Hürden und zu 
lange Planungsverfahren schrecken 
weiterhin Investoren ab und verhindern 
die Realisierung wichtiger Projekte. 
Die Bau- und Baunebenkosten sind in 
Deutschland deutlich zu hoch. Durch 
Regularien wie der Energieeinsparver-

ordnung,	 in	 der	 energetische	 Effizienz-
gewinne in keinem Verhältnis zu den 
zusätzlichen Baukosten stehen, wird 
Neubau immer teurer. Eine zusätzliche 
Belastung stellt die Grunderwerbsteuer 
dar, die den Erwerb von Wohneigentum 
zu Gunsten des Fiskus verteuert. Die von 
der grün-roten Landesregierung in Stutt-
gart umgesetzte Grunderwerbsteuer-
erhöhung von 3,5 auf 5% im Jahr 2011 
sollte die jetzt regierende grün-schwarze 
Landesregierung umgehend rückgängig 
machen. 
Und auch die jetzt anstehende Grund-
steuerreform muss so umgesetzt wer-
den, dass keine zusätzlichen Kosten für 
Vermieter und Mieter entstehen. Eine 
Regionalisierung der Grundsteuer wäre 
hierfür ein guter Weg, der den Föderalis-
mus stärken und den Wettbewerb unter 
den Bundesländern stärken würde.
Neben den genannten steuerlichen und 
finanziellen	 Anreizen	 benötigt	 es	 aber	
auch konsequente Zeichen von Seiten 
der Politik. Wir brauchen ein klares Be-
kenntnis zu freien Märkten, das sich den 
ideologisch motivierten Ideen von Ver-
staatlichung und Enteignung entgegen-
stellt. Und wir brauchen eine Politik, 
die nicht nur Regulierungen beschließt, 
sondern auch Wege aufzeigt,  diese ab-
zubauen, wenn sie nicht mehr notwendig 
sind. Das sind die verlässlichen Rahmen-
bedingungen für einen erfolgreichen Im-
mobilienstandort Deutschland.

Christian Freiherr von Stetten MdB,  

christian.stetten@bundestag.de,

www.christian-stetten.de  

Christian von Stetten MdB
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Brücken bauen und Stärken 
nutzen – gemeinsam mehr 
Wohnraum für die Region

Am 4. Februar 2019 fand im neuen V8 
Hotel der Motorworld in Böblingen 
der erste WOHNGIPFEL Baden-Würt-
tembergs statt. Das Motto der Ver-
anstaltung war omnipräsent: „Schnel-
ler mehr Wohnraum schaffen“. Die 

über 200 Experten aus den Gemeinden 
und Kommunen, der Politik und der Im-
mobilienbranche konnten gemeinsam 
Problemstellungen und Lösungsan-
sätze erörtern, wie sich schneller mehr 
Wohnraum in der Region schaffen 
ließe. 

Die Veranstalterin Bärbel Falken-
berg-Bahr, Inhaberin des Immobilien 
Service Bärbel Bahr und Gesellschafterin 
der BB Wohnbau Böblingen GmbH, hieß 
am Morgen alle Gäste und Referenten 
herzlich willkommen und betonte, dass 
das Thema Wohnraummangel „auch uns 
hier in Böblingen, in der Metropolregion 
Stuttgart, schon lange“ angehe und das 
der Anlass war, einen Wohngipfel auf 
regionaler Ebene zu veranstalten. „Trotz 
einer	 florierenden	Wirtschaft	 und	 einer	
äußerst geringen Arbeitslosenzahl stellt 
der Wohnraummangel nach wie vor die 
größte Herausforderung in der heutigen 
Zeit dar“, so Falkenberg-Bahr. Sie er-
mutigte die Zuhörer, aufeinander zuzu-
gehen und eine „Kultur des Wollens“ zu 
schaffen, damit auch schneller konkrete 
Handlungen folgen können und aus-
reichend Wohnraum hergestellt werden 
kann. 
Den Anfang der Fachvorträge machte die 
Ministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut 

MdL mit ihrem Vortrag über die von ihr 
2016 initiierte Wohnraum-Allianz. „Wir 
haben in den vergangenen zwei Jahren 
bereits wichtige Schritte eingeleitet, 
um die Wohnungsmärkte zu entlasten. 
Daran hat die Wohnraum-Allianz Ba-
den-Württemberg maßgeblichen Anteil“, 
erklärte Wirtschafts- und Wohnungs-
bauministerin Dr. Nicole Hoffmeis-
ter-Kraut. Sie lobte das Engagement der 
Veranstalter und deren Zielsetzung, im 
Rahmen der Fachtagung gemeinsam 
konkrete Lösungsansätze zu erarbeiten. 
Die Wohnraumversorgung sei eines der 
zentralen und zugleich schwierigsten 
politischen Handlungsfelder der Landes-

Bärbel Falkenberg-Bahr

Schwerpunkt

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL

Robert-Bosch-Str. 17, 71116 Gärtringen   |   Tel.: +49 (0)7034 2879-130   |   info@sp-prototypen.de   |   www.sp-prototypen.de

• Generative Verfahren
• Vakuumguss
• Prototypen Spritzgussteile
• Veredelung

• Montage
• Anwendungsberatung
• Projektmanagement

Ihr Partner für Prototypen, Vorserien und Kleinserien

SP Prototypen Stephan Pflug-
radt
1/4
quer
im Satzspiegel
rechts unten
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regierung. Insbesondere die Kommunen 
als Träger der Bauleitplanung seien ge-
fordert. „Um die Städte und Gemeinden 
bei dieser Aufgabe noch besser zu unter-
stützen, planen wir in Ergänzung zu den 
bereits bestehenden Förderangeboten 
einen ‚Kommunalfonds Wohnraum-
offensive BW“, so die Ministerin.
In der darauf folgenden Podiums-
diskussion hatten die Gäste die Möglich-
keit, ihre Fragen direkt an die Runde, 
bestehend aus Gabriele Reich-Gutjahr, 

wohnungsbaupolitische Sprecherin 
der FDP, Tobias Wald, den wohnungs-
politischen Sprecher der CDU im Landtag 
von Baden-Württemberg und die Initia-
torin Bärbel Falkenberg-Bahr zu stellen. 
„In der Region Stuttgart werden 100.000 
Wohnungen benötigt, um die Arbeits-
plätze zu erhalten“ startete der Mo-
derator und renommierter Immobilien-
journalist Frank Peter Unterreiner die 
Runde. Dazu sei mehr Wohnraum und 
weniger Bürokratie nötig, erklärte Tobias 

Wald. Auch Gabriele Reich-Gutjahr gab 
zu verstehen „Die Politik kann nicht den 
eigenen Egoismus vor der Nase haben“. 
Bärbel Falkenberg-Bahr betonte, dass 
dafür gesorgt werden muss, den Kindern 
kein Risiko, sondern Sicherheit zu hinter-
lassen. Ein Ansatz hierzu sei „Ackerland 
zu Bauland zu machen“, so Wald. Aus den 
Reihen der Zuhörer zeigte sich ebenfalls 
der Wunsch nach einer Partnerschaft 
zwischen Stadt, Kommunen und den Ver-
tretern der Immobilienbranche, damit 
es gelingen kann, den so dringend not-
wendigen Wohnraum zu schaffen.  
Der Mietspiegel stand im Fokus des Vor-
trags von Prof. Dr. Michael Voigtländer, 
Leiter des Kompetenzfelds Finanzmärkte 
und Immobilienmärkte vom Institut der 
deutschen Wirtschaft IW in Köln. Er be-
tonte eindrücklich, dass es einer dringen-
den Reform des Mietspiegels bedürfe 
und dazu eine gute Infrastruktur auch im 
Umland wichtig sei.
Im Anschluss präsentierte Holger Haas, 
Geschäftsführer der Internationalen 
Bauausstellung 2027 StadtRegion Stutt-
gart, den anwesenden Vertretern der 
Städte einige Möglichkeiten, wohnungs-
baupolitisch in die Zukunft zu schau-
en und ermutigte sie, ihre Initiativen 
und Projekte für die Bauausstellung 
einzureichen.
„Wohnraum schaffen sofort!“ war das 

Viele Gäste beim Wohngipfel im neuen Böblinger V8 Hotel

Schwerpunkt

Wir fertigen Stanzteile und einbaufertige Baugruppen 

       Eigene Konstruktion und Werkzeugbau 

Thomas Waidner GmbH – www.Waidner-Stanztechnik.de 

Kompetenz
in Metall

Partner der 
Industrie
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Dold Holzwerke GmbH

Buchenbach
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Pellets / Bioenergie

Weitere Infos:

ormat weicht ab …

werke GmbH
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Motto der Experten-Runde von Gerald Lipka, Geschäftsführer 
des Landesverbands Freier Immobilien- und Wohnungsunter-
nehmen Baden-Württemberg, bei dem alle Anwesenden 
ordentlich auf ihre Kosten kamen. 
Mit dem Titel „Städte und Gemeinden als Macher“ moderierten 
Bärbel Falkenberg-Bahr und Claus Falkenberg, Geschäftsführer 
der BB Wohnbau Böblingen GmbH die Diskussionsrunde. Dabei 
wurde unter anderem die Frage diskutiert „Wo können wir am 
meisten erreichen, um die Bauprozesse zu beschleunigen?“. 
Zum Abschluss präsentierte der Wirtschaftsweise und Mitglied 
des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen	 Entwicklung	 Prof.	 Dr.	 Peter	 Bofinger	 seine	 Ein-

schätzungen des deutschen Immobilienmarktes in Zeiten von
Überhitzung und Wohnungsnot. Dabei betonte er, dass Im-
mobilien nach wie vor eine vernünftige Anlage seien und eine 
gute Basis zur Altersvorsorge schaffen.
Im Rahmenprogramm des Wohngipfels wurde den Gästen eini-
ges geboten. Insgesamt 17 erfolgreiche Unternehmen präsen-
tierten ihre Dienstleistungen und Initiativen in der Fachaus-
stellung. Darüber hinaus hatten die Teilnehmer die Möglichkeit, 
an Führungen durch die Motorworld teilzunehmen oder sich 
mit	einem	McLaren	fotografieren	zu	lassen.	
Die Initiatorin beendete den ersten Wohngipfel Baden-Würt-
tembergs mit der Aufforderung „jetzt muss die Politik um-
setzen, denn alle Referenten der Veranstaltung heute kamen 
zum Ergebnis, dass nun die richtige Zeit zum Handeln ist“.

Immobilien Service Bärbel Bahr e.K.,  

immobilien@baerbel-bahr.de,  

www.baerbel-bahr.de  „Schneller mehr Wohnraum schaffen“ – ein gefragtesThema

Pressteile
Presswerkzeuge

www.sixt-gmbh.de 

Ihr Partner… von der 
 Entwicklung bis zur Serie.

Sixt GmbH Rudolf-Diesel-Str. 1 · 71106 Magstadt

M001_Image_4c_91x62mm_de.indd   1 29.04.2016   15:37:05

Schwerpunkt
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Bauen erleichtern –  
Wohnraum schaffen!

Wohnraum zu schaffen ist eines der zentralen Anliegen der 
Landesregierung. Das Thema entfaltet Wirkung in unterschied-
liche Richtungen - in erster Linie geht es um soziale, aber auch 
um ökonomische Aspekte. Denn wenn Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer gute Bedingungen auf dem Wohnungsmarkt vor-
finden,	kann	das	ein	wichtiger	Faktor	bei	der	Fachkräftegewinnung	
sein. Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau hat 
dieses Thema daher von Beginn der Legislaturperiode an ganz nach 
oben auf seiner Agenda gesetzt. Eine der ersten Amtshandlungen 
nach dem Regierungswechsel 2016 war die Einberufung der Wohn-
raum-Allianz. Das Beteiligungsformat, das alle sachverständigen 
Personen an einen Tisch bringt, soll Missstände aufzeigen und Lö-
sungen entwickeln, um möglichst gute Rahmenbedingungen für 
mehr und vor allem bezahlbaren Wohnraum schaffen. 
Um das Bauen günstiger zu machen und damit die Schaffung von 
neuem Wohnraum zu fördern, brauchen wir Erleichterungen. 
Daher haben wir z. B. die Plausibilitätshinweise für die Bauland-
ausweisung praxistauglicher gestaltet und überarbeiten derzeit 
die Landesbauordnung. 

Eine sehr wichtige Aufgabe sehe ich auch darin, sowohl Kom-
munen als auch die freien Anbieter auf dem Markt beim Thema 
Wohnungsbau	finanziell	zu	unterstützen,	u.	a.	in	den	Bereichen	
Innenentwicklung und Flächenmanagement. Mit dem Förder-
programm „Wohnungsbau BW“ stellen wir seit 2017 jährlich 
250 Millionen Euro zur Verfügung, die letztlich Haushalten zu-
gutekommen, die Probleme haben, sich am freien Markt mit an-
gemessenem und bezahlbarem Wohnraum zu versorgen - eine 
solche	 finanzielle	 Anstrengung	 der	 öffentlichen	 Hand	 hatten	
wir schon seit vielen Jahren nicht mehr! So haben wir inzwischen 
eine Trendwende bei der Schaffung von sozialem Wohnraum 
erreicht. Zusätzlich planen wir, einen „Kommunalfonds Wohn-
raumoffensive BW“ einzurichten, um mit weiteren innovativen 
Maßnahmen und Unterstützung kommunaler Grundstücks-
maßnahmen weiteres Potential zu nutzen.
Die staatliche Seite kann aber niemals die Wirkung privater In-
vestitionen erzielen. Um den Wohnungsbau anzukurbeln, müssen 
wir daher vor allem dafür sorgen, dass Bauen auch wirtschaftlich 
attraktiv bleibt.

Katrin Schütz,  

poststelle@wm.bwl.de,  

www.wm.baden-wuerttemberg.de  

Staatssekretärin Katrin Schütz

Schwerpunkt

Ein Haus, das alle meine Ansprüche 
erfüllt? Für mich Lebensqualität pur!

Werte schaffen. Wohn- und 
Lebens konzepte verwirklichen. 
Mit hohen Qualitätsstandards 
und dem umfassenden Service 
eines Baupartners, der weiß, 
was Sie wollen.
weberhaus.de

Mein Haus. Meine Welt.

Wohnmedizinisch empfohlen
von der Gesellschaft für Wohnmedizin, 
Bauhygiene und Innenraumtoxikologie e. V.

www.frech.com

Als Weltmarktführer setzt die Frech-Gruppe seit 70 Jahren erfolgreiche 
Maßstäbe mit zukunftsweisenden Innovationen in der Warm- und 

Kaltkammer Druckgießtechnologie. Wirtschaftlich und umweltbewusst.

Unseren Erfolg verdanken wir auch unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
die sich täglich mit Herzblut und Leidenschaft für unser Unternehmen engagieren. 

Darauf sind wir stolz.



www.frech.com

Als Weltmarktführer setzt die Frech-Gruppe seit 70 Jahren erfolgreiche 
Maßstäbe mit zukunftsweisenden Innovationen in der Warm- und 

Kaltkammer Druckgießtechnologie. Wirtschaftlich und umweltbewusst.

Unseren Erfolg verdanken wir auch unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,  
die sich täglich mit Herzblut und Leidenschaft für unser Unternehmen engagieren. 

Darauf sind wir stolz.



10

Schwerpunkt

Tobias Wald MdL 

Heimat und viel mehr

Wohnen ist Heimat. Und Heimat ist 
Wohlfühlen. Und das Wohlgefühl mög-
lichst vieler Menschen ist für mich ein 
wichtiges gesellschaftspolitisches Ziel. 
Deshalb: Wir alle - ob in Bund, Land oder 
Kommunen - müssen uns noch mehr an-
strengen, um bezahlbare Wohnungen 
zu schaffen. Federführend habe ich 
als wohnungsbaupolitischer Sprecher 
der CDU-Landtagsfraktion und Vor-
sitzender des Landesfachausschusses 
Finanzen ein Papier erarbeitet - mit 
einer klaren Agenda: mehr Ziegelsteine 
- weniger Bürokratie.
Das wohnungsbaupolitische Papier 
der CDU Baden-Württemberg ist bei
der Klausurtagung der Mandats- und
Funktionsträger der CDU im Kloster
Schöntal allseits begrüßt worden. Mit der 
Verabschiedung des Grundsatzpapiers
setzt die CDU neue Impulse.
Wir haben seit der Regierungsbildung
im Mai 2016 die Rahmenbedingungen
für den Wohnungsbau wesentlich
verbessert. Wir haben auch Förder-
programme aufgelegt, die ihresgleichen
suchen. Doch wir werden uns auf dem
Erreichten nicht ausruhen: Wir wollen
gemeinsam mit den Kommunen weitere
Erleichterungen umsetzen.

Vor allem: Mit Gesetzen und Ver-
ordnungen, die Wohnungsneubau und 
Objektsanierungen verteuern, schafft 
man keine Anreize für Investitionen 
in Wohneigentum und sozialen Miet-
wohnungsbau. Der Bedarf an bezahl-
baren Wohnungen kann nur gedeckt 
werden, wenn die Politik nicht nur 
einzelne Bausteine setzt, sondern den 
Wohnungsbau als gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe aller am Wohnungsbau be-
teiligten Partner sieht. Das ist das Funda-
ment einer vernünftigen und sozialen 
Wohnungsbaupolitik. 
Deshalb muss die Bauleitplanung ent-
schlackt werden. Auch die Gemeinde-
ordnung muss überarbeitet werden. 
Denn: Die Kommunen ertrinken in zu vie-
len fachgesetzlichen Normen. Das steht 
der schnellen Ausweisung von Wohnbau- 
und	Gewerbeflächen	im	Weg.
Der Kern der Lösung ist längst erkannt: 
Wir brauchen vor allem mehr Bau-
flächen.	 Deshalb	 müssen	 zusätzliche	
Flächen mobilisiert werden. Dadurch 
können wir für Entspannung auf dem 
Wohnungsmarkt sorgen.
Wichtig:	 Die	 Schaffung	 von	 Bauflächen	
muss mit der Entschlackung der Vor-
schriften einhergehen. 

Und - auch das ist Teil des wohnungs-
baupolitischen Papiers: Wir wollen die 
Grunderwerbsteuer im Land wieder auf 
3,5 Prozent senken. Die Grunderwerb-
steuer muss ferner leicht handhabbar 
und anhand objektiver Kriterien nach-
vollziehbar sein. 
Denn alles, was (zu) kompliziert ist oder 
wird, behindert die notwendige Kraftan-
strengung: Bezahlbares Wohnen ist eben 
nicht nur Heimat - es sorgt für sozialen 
Frieden.

Tobias Wald MdL,  

post@tobiaswald.de,  

www.tobiaswald.de  

Tobias Wald MdL
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Thomas Rapp

Bauland wird immer teurer

Die Marktwirtschaft funktioniert zu 
jedem Zeitpunkt. Dies gilt auch beim 
Wirtschaftsgut Gewerbegrundstück 
und bebaubare Grundstücke. Grund-
stücke zur Nutzung sind weiter Mangel-
ware und sind oftmals nicht markt-
gerecht erschlossen oder genehmigt. 
Industrieflächen	 werden	 derzeit	 nicht	
erschlossen, sondern allenfalls noch 
Gewerbeflächen	 oder	 gar	 mit	 zusätz-
lichen Einschränkungen. Dies hat meh-
rere Ursachen:
Zum einen hat die Verwaltung nicht 
die Kapazität, um entsprechende Er-
schließungsvorhaben durchzuführen. 
Darüber hinaus ist die Bereitschaft, Vor-
leistungen hierfür aufzuwenden oder 
gar mehrere Millionen Risikokapital zur 
Erschließung bereitzustellen, sehr ge-
ring.	 Ist	 doch	mit	 dem	Rückfluss	 durch	
den Verkauf der Grundstücke oder der 
Steuereinnahmen nur in späteren Jah-
ren zu rechnen und dies oftmals erst 
nach der nächsten Wahl. Auch die Be-
auftragung	 von	 Fremdfirmen	 zur	 Er-
schließung und Planung bedingt eine 
zusätzliche Verwaltungskapazität zur 
Überwachung und Planung sowie die 
entsprechenden Gremienarbeiten. Auch 
hier ist die Bereitschaft nicht gegeben.
Zusätzlich hat sich ein Mainstream eta-
bliert, der grundsätzlich gegen Baumaß-
nahmen und Landschaftsverbrauch pro-
testiert. Bürgerinitiativen sind bei allen 
Vorhaben zu erwarten. Umweltverträg-
lichkeits-Gutachten sind einzuholen. 
Diverse Behörden sind mit Stellung-
nahmen abzufragen. All dies hat einen 
Umfang erreicht, welcher lediglich als 
abschreckend bezeichnet werden kann.
Damit bleibt es ein knappes Gut und 
auch ein teures Gut, in Deutschland 
bauen zu wollen. Auch wir stehen im 
Wettbewerb zu anderen Ländern, wel-
che grundsätzlich eine höhere Bereit-
schaft zur Ansiedlung von Unternehmen 
haben und daher auch die Verfahrens-
dauer reduzieren mit entsprechenden 
geringeren Preisen.
Ein Umdenken von der bisherigen Poli-
tik ist anzuraten. Bereits die Grund-

erwerbsteuer zeigt, wie schwierig es 
ist, eine Reduzierung für bestimmte 
politische Vorhaben wie erstmaliger Er-
werb für Familien oder Betriebe durch-
zusetzen. Es ist geradezu paradox, dass 
die Grunderwerbsteuer inzwischen in 
allen Bundesländern tendenziell bei den 
Steuersätzen nach oben geht und dies 
bei höheren Preisen der Grundstücke als 
Bemessungsgrundlage.
Auch Unternehmen der Immobilienwirt-
schaft gelingt es nicht mehr, geeignetes 
baureifes Land zu erwerben und dies 
bei Wohnungsknappheit. Diese para-
doxe, Markt widersprechende Gegeben-
heit wird seit Jahren verschärft. Hinzu-
kommen die diversen Anforderungen 
der Landesbauordnung und des Land-
schaftsbauschutzes mit immer größe-
ren Vorgaben und Verfahrensdauer. 
Es ist nun mal auch in der Immobilien-
wirtschaft der Fall, dass Rentabilität 
zur Risikokapitalisierung ins Verhältnis 
gesetzt werden muss. Ist hier ein Wert 
erreicht, welcher das Risiko unkalkulier-
bar macht, wird erst mit einem Bauvor-
haben angefangen, wenn dies auch zum 
großen Teil verkauft wurde. Aber auch 
hier hat der Gesetzgeber wieder nicht 
die wirtschaftlichen Konsequenzen 
einer Regelung kalkuliert, wenn nach 
einem Verkauf eine kurzfristige Fertig-
stellung garantiert werden muss.

Die Folge ist eine politische Aktion mit 
verheerenden weiteren Folgen, wenn der 
Berliner Senat von Wohnungsbau-Eigen-
tümern eine Enteignung in die Städtische 
Wohnbau prüft oder der Grüne Bürger-
meister in Tübingen von Enteignungen 
von baureifem Land spricht. Es ist viel 
einfacher, ausreichendes Bauland zu 
schaffen. Mit einem Überangebot von 
Bauland fallen die Preise und es wird 
kein Eigentümer auf seinem Bauland 
sitzen bleiben wollen, ohne zu bauen, 
wenn er mit Wertverlusten kalkulieren 
muss. Heute ist jedoch durch Nichtstun 
mit Wertsteigerungen zu rechnen. Wem 
ist es dann zu verdenken, Bauland ein-
fach brach liegen zu lassen. 

Thomas Rapp,  

T.Rapp@rappwagner.de, 

www.mit-bw.de  

Thomas Rapp

Schwerpunkt

AMMA Fördertechnik
Erfolg fördern

Schützenstraße 12-14
74842 Billigheim-Allfeld
www.amma-online.de
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Für die Rücknahme  
des Gesetzesentwurfs  
zum Bestellerprinzip bei 
Kaufimmobilien

Wer A sagt, muss nicht B sagen, denn 
er kann erkennen, dass A falsch war! 
Dieser berühmte Satz von Berthold 
Brecht soll hier zur Einführung dienen. 
Frau Barley meint, die Immobilien-
käufer zu schützen, aber durch die 
Einführung des Bestellerprinzips bei 
Kaufimmobilien würde das Gegenteil 
erreicht.

Das Senken der Erwerbsnebenkosten 
für selbstgenutzten Wohnraum ist 
ein löbliches Unterfangen. Gut wäre 
es, wenn Käufer für selbstgenutzten 
Wohnraum, beim erstmaligen Erwerb, 
von der Grunderwerbsteuer befreit 
wären. Das wäre eine sinnvolle Maß-
nahme und die Kostensenkung würde 
bei den Richtigen ankommen.

Durch die Einführung des Besteller-
prinzips für Kaufimmobilien würden 
die Erwerbsnebenkosten unnötig in die 
Höhe getrieben. Die Verkäufer würden 
die Maklerprovision in den Kaufpreis 
mit einrechnen.
Das Einführen des Bestellerprinzips bei 
Kaufimmobilien wäre der Tod der klei-
nen Maklerbüros. Die Großen haben 
ihre Bestandsimmobilien, die sie sich 
gegenseitig zuschustern können und 
ihre Stammkunden. Die Stammkunden 
kaufen immer wieder Immobilien und 
stoßen welche ab. Die Großen würden 
sich freuen. Wir Kleinen wären vom 
Markt gefegt und die Großen könnten 
nach Gutsherrenart den Kuchen auf-
teilen. Bitte lassen Sie uns unsere Ver-
tragsfreiheit, damit wir, je nach Lage, 
zu- und abgeben können.
Durch das Bestellerprinzip ginge dem 
Immobilienkäufer der Makler als sach-
kundiger Interessenvertreter ver-
loren. Das ist sicher nicht im Sinne des 
Verbraucherschutzes.

Inge Allgeier, 

i.allgeier@allgeier-immobilien.de,  

www.allgeier-immobilien.de

Inge Allgeier

Schwerpunkt

Ein Umzug kann teuer werden

1509_KC_Milkau_Bandenwerbung_01.indd   1 10.09.15   11:59
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Vergesellschaftung von 
Wohnungsbestand ist ein Irrweg!

Art. 15 Grundgesetz als sozialistisches 
Einfallstor schafft keine einzige Wohnung.
Wohnungsnot und der Mangel an be-
zahlbarem Wohnraum sind ein allgegen-
wärtiges Thema. Dass es so weit ge-
kommen ist, liegt an einer fehlerhaften 
Politik, die in der Kommune beginnt 
und sich über das Land bis zum Bund 
fortsetzt.
Die Kommunen meinen, sie müssten mit 
dem Verkauf von Bauland Gewinne er-
wirtschaften, die Länder und der Bund 
betätigen sich über unsinnige, kosten-
treibende Bauvorschriften und Umwelt-
standards als Kostentreiber und büro-
kratischer Hemmschuh und der Bund 
ist darüber hinaus für eine Mietgesetz-
gebung verantwortlich, die letztlich 
dazu führt, dass man sich in Deutschland 
leichter von seiner Ehefrau als von sei-
nem Mieter trennen kann.
So kann ein Markt auf Dauer nicht funk-
tionieren! Noch ist der private Vermieter 
in der Regel der günstigste und verläss-
lichste Partner des Mieters.
Die Politik erkennt den Handlungs-
bedarf. Erneut reagiert sie allerdings 
völlig unzulänglich. Die Mietpreisbremse 
oder der absurde Gedanke, von Mietern 
keine Maklergebühren mehr verlangen 
zu dürfen, sind untaugliche Instrumente. 
Die Wirkung des neuen Baukindergeldes 
ist umstritten.
Auf den naheliegenden Gedanken, die 
Herstellungskosten für Wohnraum von 
administrativen	 Auflasten	 zu	 befreien	
und das Mietrecht zu durchlüften, kommt 
keiner unserer Oberregulierer.
Stattdessen will man im Land Berlin 
den Käufer des öffentlichen Wohnungs-
bestandes, die Deutsche Wohnen, am 
liebsten enteignen. Zuerst macht man 
Kasse und verkauft die öffentlichen Woh-
nungen und dann soll der Käufer über ein 
Vergesellschaftungsgesetz wieder ent-
eignet werden. Über die Sozialisierung 
gemäß Art. 15 Grundgesetz möchte man 
sich am liebsten auch noch eine Ent-
schädigung sparen.
Dass durch eine solche Maßnahme keine 

einzige zusätzliche Wohnung geschaffen 
wird, interessiert scheinbar niemanden.
Wer unausweichliche Anschaffungs-
nebenkosten für Wohnraum senken 
möchte, sollte die Grundsteuer schlicht 
und einfach ersatzlos streichen. Dadurch 
hätten die Gemeinden insgesamt weniger 
Einnahmen in Höhe von € 11,0 Mrd. Die-
ser Einnahmeverlust würde sich jedoch 
teilweise über erhöhte Steuereinnahmen 
bei anderen Steuerarten ausgleichen 
(Finanzausgleich), denn es ist nicht davon 
auszugehen, dass der Erwerber von 
Wohnraum die ersparte Grundsteuer 
unters Kopfkissen legen wird. Sollte 
darüber hinaus weniger „kommunaler 
Luxus“	 finanzierbar	 sein,	 wäre	 dies	 kein	
Nachteil für unser Gemeinwesen. 
Stattdessen bastelt der gierige Staat an 
einem neuen Bürokratiemonster. Es sol-
len die Größe der Immobilie, der Grund-
stückswert, das Alter des Gebäudes 
und pauschal die Mietkosten in die Be-
rechnung der Grundsteuer einbezogen 
werden. Gott sei Dank wehrt sich noch 
das Land Bayern. Von einer ersatzlosen 
Streichung der Grundsteuer ist aber auch 
Bayern weit entfernt. So schafft man 
neue Stellen im öffentlichen Dienst! Dass 
jedes 2. Unternehmen nicht genügend 
Personal	findet,	wird	von	der	Politik	nicht	
wahrgenommen.
Die „neue und gerechte Grundsteuer“ 
soll aufkommensneutral sein, so schallt 
es	 aus	 dem	 Bundesfinanzministerium.	

Über die Hebesätze wird allerdings die 
Höhe der Grundsteuer von den Kommu-
nen bestimmt.
Die Grundsteuer ist eine verdeckte Ver-
mögenssteuer. Sie geht an die Substanz. 
Als Betriebskosten wird sie im Wege der 
Umlage vom Mieter getragen. Schafft 
man so bezahlbaren Wohnraum? Schafft 
man so günstige Voraussetzungen für 
Eigentumserwerb?
Zu den unausweichlichen Anschaffungs-
nebenkosten für Wohnraum gehört auch 
die Grunderwerbsteuer. Mit 5% des 
Kaufpreises schlägt sie in Baden-Würt-
temberg zu Buch.
Neuer Wohnraum entsteht nur durch 
den Bau neuer Wohnungen. Steigende 
Mieten können nur durch den Bau neuer 
Wohnungen verhindert werden. Privater 
Wohnungsbau muss sich wieder lohnen.

Dr. Albrecht Geier,  

info@geijus.de,  

www.mit-ortenau.de  

Dr. Albrecht Geier

Schwerpunkt

www.glass.agGewerbestraße 13 | D-79258 Feldkirch | Fon 07633 958060

Produkte und Systeme 
für perfekte Estriche und Beschichtungen
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Mittelständler auf S21 -  
Tour durch die Großbaustelle 
am Stuttgarter Hauptbahnhof

Aus erster Hand erhielten über 40 Teil-
nehmer der Mittelstandsvereinigung Ost-
alb Informationen bei einer Führung durch 
die S 21 - Baustelle am Hauptbahnhof in 
Stuttgart. Die Besichtigung begann im 
Turmforum und setzte sich danach an der 

Großbaustelle fort. Der komplette neue 
Hauptbahnhof - historischer Bonatzbau 
von 1927 und die neue Verkehrsstation - 
können am heimischen PC und am Smart-
phone interaktiv betrachtet werden.
Das Bahnprojekt Stuttgart-Ulm umfasst 

Stuttgart 21 und die Neubaustrecke 
Wendlingen - Ulm. Das Teilprojekt be-
inhaltet die Neuordnung des Stuttgarter 
Bahnknotens mit vier neuen Bahnhöfen 
und 57 km neuer Gleisstrecke. Auf den 
freiwerdenden	 Gleisflächen	 entstehen	
zwei neue Stadtgebiete: das Europa-
viertel und das Rosensteinviertel. Allein 
118 ha an bebaubarer Fläche im Bereich 
der wegfallenden Gleisanlagen entstehen 
für eine städtebauliche Neuordnung, 
davon	ca.	50	ha	für	Wohnbauflächen.
Es ergeben sich zahlreiche Veränderungen 
und Verbesserungen für Stuttgart und die 
Menschen aus dem Ländle. Rund 75 % der 
Baden-Württemberger	 profitieren	 durch	
das Bahnprojekt von kürzeren Fahrzeiten 
und mehr Direktverbindungen. Darüber 
hinaus ist das Bahnprojekt Stuttgart-Ulm 
Teil des wichtigen europäischen Fernver-

MIT-Mitglieder mitten in der Baustelle

Blick auf die Großbaustelle

Aus den Kreisen & Bezirken

5Ausgabe 4-2016

Titel RubrikAus den Kreisen & Bezirken

MIT Esslingen

Marcus Müller neuer 
Kreisvorsitzender

Der neue Kreisvorstand der MIT Esslingen

P.I.T. PRÄZISION IM TAUSENDSTEL.

P.I.T. Drei Buchstaben, denen sich Jürgen Himmelsbach und

Oswald Flaig seit 1990 verpflichtet fühlen. In voller Länge heißt

das: Production In Time, Zerspantechnik und Handels GmbH.

Aber wer sagt das schon, seit die drei Buchstaben P.I.T. zum

Synonym für leidenschaftliche Präzision, Kreativität und

unbedingten Expansionswillen geworden sind.

Production in Time . Zerspantechnik und Handels GmbH . Dr.Konstantin-Hank-Str. 16 

78713 Schramberg-Sulgen . Telefon 07422 23614 . info@productionintime.com

Marcus Müller aus Esslingen wurde mit überwältigender Mehr-
heit zum neuen Kreisvorsitzenden der MIT Esslingen gewählt 
und als seine Stellvertreter Franz Pfeffer, Erika Schlauch und 
Frank Schreiter. Müller tritt die Nachfolge von Ulrich Bauer an, 
der 15 Jahre lang die Geschicke der MIT erfolgreich geführt hat-
te. Einer der großen Verdienste von Bauer ist, dass er die Mit-
gliederzahl trotz widriger Umstände immer weiter ausbauen 
konnte und die MIT Esslingen als die Stimme des Mittelstands 
im Kreis Esslingen immer laut ist. Für diese erfolgreiche Arbeit 
wurde Ulrich Bauer zum Ehrenkreisvorsitzenden ernannt. 

Den Vorstand komplettieren Walter Wittmann als Schatz-
meister, Holger Kappel als Pressesprecher, Ursula Scherer als 
Schriftführerin. Rosemarie Allgaier, Anette Beck, Dr. Hartmut 
Benckert, Manfred Nagel, Adelheid Reichart, Renate Schindler, 
Prof. Erich Sigel, Joachim Thomas sind die gewählten Beisitzer.

Verlässliche Vertretung für den Mittelstand
„Gerade in Zeiten, in denen es chic ist, den Porsche in der Gara-
ge zu haben und Grün zu wählen, ist es umso wichtiger, dass der
Mittelstand eine verlässliche Vertretung hat und schon heute die
Weichen stellt für Zeiten, in denen sich die Mitmenschen den Lu-
xus nicht mehr leisten zu können, Grün zu wählen“ so der neue
Kreisvorsitzende Marcus Müller. Die MIT wird auch weiterhin eine
streitbare politische Größe bleiben und da, wo es notwendig ist,
den Finger in die Wunde legen“ kündigt Müller kämpferisch an.

Im Rahmen des Kreismittelstandtags erhielten die Ehrenna-
del in Bronze für 10 Jahre Mitgliedschaft Susanne Nonnenma-
cher, Christoph Traub, Siegried Russ, Wolfgang Fink, Klaus Kas-

ler, Klaus Tucher, Andreas Weber und Prof. Hartmut Benckert. 
Für 20 Jahre Mitgliedschaft wurde die Ehrennadel in Silber an 
Ursula Scherer, Ulrich Bauer und Walter Wittmann überreicht.

Am Abend gab es nicht nur Neuwahlen, sondern auch die po-
litische Aussprache, der sich Michael Hennrich MdB aus dem 
Wahlkreis Nürtingen stellte. Es wurden in einer harten, aber fai-
ren Diskussion die aktuellen Themen und der Zustand unserer 
Mutterpartei sehr kontrovers diskutiert.

Holger Kappel, holger.kappel@mit-esslingen.de, www.mit-esslingen.de ■

Zertifizierter Betrieb für ökologisch erzeugte Lebensmittel
in Ludwigsburg, Leonberg, Sindelfingen und Umgebung

www.troelsch.de

in großer Auswahl
         aus frisch geschrotetem Korn

Bio-Leinbrot, Frischkorn, Hausvollkorn,
Sonnenblumen, Kornduft, Emmer, Friesen, Dinkelfladen

MIT Konstanz 

Tischmesse in Stockach
zur Mitgliederwerbung

- Technische Kunststoffteile in Perfektion -
Tiefziehteile aus thermoplastischen Kunststoffen 

Kunststoffe Eberwein GmbH 
 

Bonholzstraße 22 - 71111 Waldenbuch - Tel: 07157 8087 - Fax: 07157 8710 
www.kunststoffe-eberwein.de           info@kunststoffe-eberwein.de 
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kehrskorridors Paris-Bratislava, der zu 
einer Hochgeschwindigkeitstrasse aus-
gebaut wird.
Mit der Neugestaltung des Stuttgarter 
Bahnknotens und der Neubaustrecke 
Wendlingen - Ulm entstehen rund
- 120 km neue Schienenstrecken, die

mit bis zu 250 km/h befahren werden,
- 4 neue Bahnhöfe (neuer Stuttgarter 

Hauptbahnhof als Durchgangsbahnhof,
S-Bahn-Station Mittnachtstraße, Flug-
hafenbahnhof und Abstellbahnhof),

- ein überwiegend unterirdisch ver-
laufender Schienenring mit einer Ost-
West-Ausdehnung von 5 km, durch
den Züge von beiden Seiten in den
neuen Bahnhof einfahren können,

- zwei völlig neue Stadtviertel in Stuttgart,
- Verbesserungen im Fern- und

Regionalverkehr

Fakten zu Stuttgart 21
+  Gesamtstreckenlänge: 57 km
+ davon Schnellfahrstrecke: 20 km
+ davon

Tunnel- und Durchlassstrecke: 33 km
+ Anzahl Tunnel und Durchlässe: 16
+  Anzahl Brücken 18
+ Geschwindigkeit  max. 250 km/h

Fakten zur Neubaustrecke 
Wendlingen–Ulm
+  Gesamtstreckenlänge 60 km
+  Davon Tunnelstrecke 31 km
+  Anzahl Tunnel  9
+  Anzahl Brücken  37
+  Geschwindigkeit  max. 250 km/h

Architektonische Eyecatcher
Charakteristisch für den neuen Haupt-
bahnhof in Stuttgart ist seine Bahnsteig-

halle, die von Ingenhoven Architects, 
Düsseldorf, entworfen wurde. Sie über-
spannt die tiefergelegten Gleisanlagen 
über die gesamte Länge, ist aber durch 
das zweifach gekrümmte Schalendach 
mit den Kelchstützen in überschaubare 
Einheiten gegliedert. Nach oben öffnen 
sich gläserne Lichtaugen, so dass der 
Blick von unten ins Freie geht und die 
Gleise im Tageslicht liegen.
Das Tragwerk der Bahnsteighalle besteht 
aus großen, aneinander gekoppelten 
Betonschalen. Es beruht auf dem Prinzip 
der Seifenblase bzw. des umgekehrten 
Hängemodells. Die einzelnen Schalen 
sind an ihrer dünnsten Stelle nur 40 cm 
dick. Diese Leichtbauweise wurde von 
dem Stuttgarter Ingenieur und Architekt 
Frei Otto entwickelt. Er hat schon 1963 
Belastungsversuche mit Seifenblasen ge-

Die Besuchergruppe erfährt spannende DetailsBlick auf die Großbaustelle

Aus den Kreisen & Bezirken

Gottlieb NESTLE GmbH 

Freudenstädter Str. 37-43 
72280 Dornstetten 

Wir bilden aus!

Informationen unter:
www.g-nest le .de



16

macht und seither so weltberühmte Bau-
ten wie den Deutschen Pavillon auf der 
Weltausstellung in Montreal (1967) oder 
das Olympia-Stadion in München (1972) 
geschaffen.
Aus dem Stuttgarter Kopfbahnhof mit 16 
Gleisen wird ein um 90 Grad gedrehter 
und tiefer gelegter Durchgangsbahnhof 
mit 8 Gleisen. Jeder Bahnsteig ist künftig 
über 7 Fahrtreppen, 5 Festtreppen und 3 
Aufzüge aus allen Richtungen komforta-
bel und barrierefrei erreichbar.

Bahnhoffinanzierung und Verwertung 
der Gleisanlagen für eine städtebau-
liche Neuordnung
Die Deutsche Bahn AG genehmigte 
im Januar 2018 eine Gesamtkosten-
schätzung für S 21 in Höhe von 7,7 Mrd. € 

sowie einen weiteren Risikopuffer von 
500 Mio. €. Die Projektpartner sind das 
Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur, das Land Baden-Würt-
temberg, die Deutsche Bahn AG, der 
Verband Region Stuttgart und die Stadt 
Stuttgart. Das Gesamtprojekt wird ko-
finanziert	durch	die	Europäische	Union.
Die Stadt Stuttgart erwarb bereits im 
Jahr 2011 die bei S21 freiwerdenden 
118	ha	Gleisflächen	 für	 424	Mio.	 €,	 um	
eine nachhaltige Stadtentwicklung un-
abhängig von Investoreninteressen be-
treiben zu können. Der aktuelle Markt-
wert dürfte sich um den Faktor 10 erhöht 
haben.
Abzüglich der Flächen für die Schloss-
gartenerweiterung, der sogenannten 
Gäubahntrasse, und von Grün- und Ver-
kehrsflächen,	 verbleiben	 letztlich	 nur	
ca.	 38	 ha.	 als	Wohnbauflächen,	 die	 von	

Aus den Kreisen & Bezirken

Aus alt wird neu

Ein gigantischer Blick von oben
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MIT Esslingen trifft sich zur 
konstituierenden Sitzung

Nach dem Rücktritt von Marcus Mül-
ler als Kreisvorsitzender der MIT Ess-
lingen hat nun Erika Schlauch den Vor-
sitz übernommen und mit dem Vorstand 
die Strategie der nächsten 18 Monate 
abgestimmt. 
Zu Gast an diesem Abend war auch der 
MIT Landesvorsitzende Oliver Zander, 
der von den Geschehnissen der letz-
ten Wochen seit dem Bundesparteitag 
berichtet hat und wie sich der Landes-
vorstand für die kommende Zeit bis 
zur Europa- und Kommunalwahl auf-
gestellt hat.
Die MIT Esslingen will sich wieder of-
fensiver am politischen Geschehen 
parteiintern und außerhalb der Partei 
beteiligen und dadurch wieder Akzente 
für den Mittelstand setzen.  So stehen 
wieder vermehrt Betriebsbesichtigungen 
und ein Besuch in der Landtagsfraktion 
auf dem Terminplan.

Holger Kappel,  

holger.kappel@t-online.de,  

www.mit-esslingen.de  

der Stadt vermarktet werden. Allerdings 
wird erwartet, dass sich aufgrund der 
hohen Grundstückspreise in der Stadt-
mitte	 keine	 Familien	 Bauflächen	 leisten	
können und die Stadt diese Flächen an 
Wohnbaugesellschaften veräußere, die 
ihrerseits exklusive und hochpreisige 
Wohnungen anbieten werden. Letztlich 
profitiert	auch	die	Stadt	von	den	Gesamt-
investitionen in Bahnhof, Infrastruktur 
und	Wohnbauflächen	 anteilmäßig	durch	
Steuereinnahmen.
Fast alle Teilnehmer des „Erlebnisrund-
gangs“ waren von der Notwendigkeit 
eines Ausbaus der Infrastruktur des 
Bahnhofneubaus mit den erforderlichen 
Gleisbauten sowie Bahnverbindungen 
mit Tunneln und Brücken trotz der hohen 
Kosten überzeugt. Letztlich kommt 
dieses Jahrhundertprojekt allen Ba-
den-Württembergern, Reisenden aus 
ganz Deutschland und später der „Euro-
päischen Horizontalen“ von Paris nach 
Bratislava zugute.
MIT-Kreisvorsitzender Werner Frank dank-
te den kompetenten Führern der Baustelle 
S 21 für die umfangreichen Informatio-
nen. Der Abschluss fand in der Fellbacher 
Besenwirtschaft „Bauerles“ statt.

Thomas Dörr,  

td-56@web.de,  

www.mit-ostalb.de  Oliver Zander gratuliert Erika Schlauch

Aus den Kreisen & Bezirken
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„Die richtige Weichenstellung für den Mittelstand und den ländlichen Raum muss jetzt erfolgen!“

Kreisvorstand der Mittelstands- und  
Wirtschaftsvereinigung im Dialog  
mit Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL

Main-Tauber-Kreis. Der Vorstand der Mittelstands- und Wirt-
schaftsvereinigung Main-Tauber traf sich zum 1. „Vorstands-
dialog 2019“ mit Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL. Die Themen 
Digitalisierung, Fachkräftemangel, konjunkturelle Seitwärts-
entwicklungen, Brexit und der Infrastrukturausbau im länd-
lichen Raum standen unter anderem auf der Tagesordnung.
„Der Mittelstand beschäftigt die meisten Menschen in unserem 
Land und trägt den Löwenanteil daran, dass Baden-Württem-
berg Europas Innovationsregion Nummer eins ist“, so Wolf-
gang Reinhart MdL zu Beginn seines Impulsvortrags. „Umso 
wichtiger ist es nicht nur reaktiv auf das politische Tages-
geschehen einzugehen, sondern die Perspektiven langfristig 
zu entwickeln.“ Konkret stellte er dem Vorstand dann den um-
fangreichen Maßnahmenkatalog der Landesregierung vor, der 
neben Milliardeninvestitionen in die digitale Infrastruktur, in die 
Luftreinhaltung, Schulsanierungen und in die Kinderbetreuung, 
auch die so genannte „Wohnraumoffensive BW“ enthält. Dabei 
soll	es	erleichtert	werden,	mehr	Baufläche	zu	aktivieren	ohne	
den Flächenverbrauch in die Höhe zu treiben.

(Von links) Joachim Döffinger, Marcel Bauer, Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL, Peter Rösch und Rainer Schulz
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Die Mitglieder des Vorstands der Mittelstandsvereinigung 
Main-Tauber begrüßten die auf den Weg gebrachten Maß-
nahmen. Weitere Anregungen gab es dennoch. „Der Mittel-
stand gibt den Menschen unserer Region Arbeit, Kultur und 
Perspektiven. Von den Löhnen die diese Mittelständler be-
zahlen, müssen die Beschäftigten in der Lage sein, sich Wohn-
eigentum und Familiengründung leisten zu können.“, forderte 
der Vorsitzende Marcel Bauer. „Dass das immer schwieriger 
wird, liegt aber nicht am Lohnniveau der Mittelständler, son-
dern an der Abgabenlast und der niedrigen Sparquote die die 
Arbeitnehmer zu Verfügung haben – da muss die Politik han-
deln!“, so Bauer weiter.
Rainer Schulz und Peter Rösch stießen ins gleiche Horn; „Die 
Abgabenkurve steigt zu schnell an – wenn diese Entwicklung 
nicht gestoppt und weiter auf Umverteilung statt Erwirt-
schaften gesetzt wird, wird sich das in wirtschaftlich schwie-
rigeren Zeiten rächen.“ Nicht nur in diesem Punkt waren sich 
Abgeordneter und Vorstand einig.

Nach der Planung der verschiedenen Veranstaltungen im lau-
fenden Jahr, wurde sich den aktuellen Themen rund um den 
Fachkräftemangel gewidmet. In diesem Zusammenhang ging 
es auch um die Personalnot des Handwerks und die Förderung 
von Auszubildenden und Meisterschülern. “Die Meisterprämie 
- die es in 15 von 16 Bundesländern (außer in Baden-Württem-
berg) gibt – muss als erster Schritt in die richtige Richtung auf
den Weg gebracht werden.“, betonte der stellv. Vorsitzende und 
Bürgermeister	von	Assamstadt	Joachim	Döffinger.
Erhöhten Gesprächsbedarf gab es auch bei Europa, National
Roaming und Diesel-Fahrverboten. Wolfgang Reinhart sprach
sich für auch hier für Lösungen aus, „die den Ast auf dem wir sit-
zen nicht absägen. Dafür kämpfen wir im Land und dafür müssen 
wir uns auch auf Bundesebene nach besten Kräften einsetzen.“

Marcel Bauer,  

marcel.a.bauer@gmx.de,  

www.mit-bw.de  
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MIT Mannheim: 

Hüter der Sozialen Marktwirtschaft

Die Soziale Marktwirtschaft als gesellschafts- und wirt-
schaftspolitisches Leitbild ist das große Vermächtnis Ludwig 
Erhards und Ursprung sowie Garant des Wohlstandes in der 
Bundesrepublik.
Zwar legt das Grundgesetz keine bestimmte Wirtschafts-
ordnung	 fest,	 aber	 es	 definiert	 klare	 Grenzen	 für	 die	 Aus-
gestaltung eben dieser Wirtschaftsordnung. So bilden das 
Sozialstaatsprinzip (Art. 20 und 28 GG) und die zahlreichen Frei-
heitsrechte wie z.B. die Berufsfreiheit sowie die Garantie des 
Eigentums die Grenzen staatlichen Handelns.
Diese Rechtsbegriffe unterliegen in der konkreten Ausgestaltung 
der Wirtschaftspolitik der Interpretation des Gesetzgebers. 
Dies könnte bei den Verantwortlichen durchaus die Begehr-
lichkeiten erwecken, Unliebsames „hinweg zu interpretieren“,  
gäbe es da nicht den Hüter der Sozialen Marktwirtschaft und 
des Grundgesetzes schlechthin: Das Bundesverfassungsgericht.
Nun wurde mit dem Mannheimer Rechtsanwalt Prof. Dr. Ste-
phan Harbarth ein Wirtschaftsexperte zum Vizepräsidenten 
des Bundesverfassungsgerichts gewählt. 
„Ich gratuliere Stephan Harbarth ganz herzlich zu seiner Wahl 
und wünsche ihm für sein neues Amt alles Gute“, so Alexander 
Fleck, Kreisvorsitzender der MIT Mannheim, „bei ihm wissen wir 
die Soziale Marktwirtschaft gut behütet gegen alle wirtschafts-
politische	Einflussnahme	von	rechts	und	links.“

Alexander Fleck,  

alexander-fleck@t-online.de,

www.mit-mannheim.de  

Alexander Fleck, Prof. Dr. Stephan Harbarth

Aus den Kreisen & Bezirken
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Mit bester 
Stimmung aus 
Fellbach in die 
Europa- und 
Kommunal-
wahl

Eine vollbesetzte „Alte Kelter“, groß-
artige Stimmung und zünftige Reden: 
der 17. Politische Aschermittwoch der 
CDU Baden-Württemberg ist seinem 
Ruf als größter Stammtisch des Landes 
voll gerecht geworden.

EU-Kommissar Günther H. Oettinger 
und unser Landesvorsitzender, der Stell-
vertretende Ministerpräsident Thomas 
Strobl, begeisterten die 1.500 Gäste mit 
ihren Reden. Besonders im Fokus stan-
den dabei die Europa- und Kommunal-
wahlen am 26. Mai 2019.
„Mit unseren 6.500 kommunalen 
Mandatsträgern ist die CDU in Ba-
den-Württemberg so verwurzelt im 
Land wie keine andere Partei“, hob der 
CDU-Landesvorsitzende Thomas Strobl 
die Bedeutung der kommunalen Ebene 
hervor. Es gehöre zum Selbstverständ-
nis der CDU Baden-Württemberg, dass 

Thomas Strobl, Günther H. Oettinger und Rainer Wieland MdEP begrüßen die Gäste

Landespolitik

Manuel Hagel MdL beim größten Stammtisch des Landes

15Ausgabe 3-2014
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Margarete Reiser

Insolvenz-Kampf – Basel III – Zinsdelta

Ein Blick ins „echte Leben“ 
anhand dreier Beispiele
1. Insolvenzkampf
Vor kurzem hat mich ein Mittelständler 
um meine Hilfe gebeten, weil er mit sei-
ner Bank große Schwierigkeiten hatte.
Dieser MIT-ler hatte einen Gartenbaube-
trieb, stürzte unglücklich vom LKW, zog 
sich Knochenbrüche zu und während des 
achtwöchigen Krankenhausaufenthaltes 
zwei Herzinfarkte. Sein Sohn wollte den 
Betrieb weiterführen. Er schaffte neue 
Geräte an. Während des Krankenhaus-
aufenthaltes hat die Bank jedoch dem 
Sohn „den Geldhahn zugedreht“ und das 
Finanzamt sowie die AOK Insolvenz sei-
nes Betriebes angemeldet. Inzwischen 
hat der Sohn die Arbeit niedergelegt und 
den elterlichen Betrieb verlassen.

Die Lebensversicherung, an der noch 
zwei Jahre fehlten bis sie zur Ausschüt-
tung gekommen wäre, wurde von der 
Bank verkauft. Nun will die Bank auch das 
Haus, welches auf die Frau geschrieben 
ist (keine Gütertrennung) versteigern.

Die Restschuld am Haus beträgt 
125.000,00 EUR. Das Haus ist ca. 
150.000,00 EUR wert, wobei die Bank ein 
Gutachten über 450.000,00 EUR erstellt 
hatte. Die Bank ließ anschließend nichts 
mehr von sich hören, aber von damals bis 
heute ca. drei Jahre Zinsen auf das Haus 
aufgeschlagen, so dass der Betrag aktuell 
bei 250.000,00 EUR steht.

Also bin ich als SOS-Unterstützerin mit 
dem MIT-ler zur Hauptstelle seiner Bank 
gegangen, mit der er seit 40 Jahren in Ge-
schäftsbeziehung stand. Das Gespräch 
verlief äußerst kalt und arrogant. Die 
Aussage des Bankers: „In Deutschland ist 

noch niemand verhungert“ klingt 
mir heute noch in den Ohren. 

Wir schlugen der Bank einen 
Vergleich über 90.000,00 EUR 

vor, der ohne große Überlegung 
ausgeschlagen wurde. Eine trauri-

ge, aber wahr Geschichte.

2. Basel lll
Jüngst hatte der MIT Kreisverband Ra-

vensburg eine Podiumsdiskussion in 

einer Bank in Wangen im Allgäu. Hier 
fragte ich den Direktor der Bank, was im 
Rahmen von Basel III auf den Mittelstand 
zukommt. Antwort: ca. 500 Millionen. 
Ich denke, wir sollten uns hier mehr ein-
mischen und die Banken samt unserer 
Politiker zur Rede stellen. 

3. Überziehungszins grenzt 
an Sittenwidrigkeit
Gestern bekam ich schwarz auf weiß, 
dass eine Bank 17,5 % (!!) bei Überzie-
hung des Kontos erhebt. Wie bitte soll 
sich noch jemand bei diesen Konditio-
nen selbständig machen können und der 
Eigenkapitaldecke von 30 % oder einen 
Betrieb übernehmen? Wir Unternehmer 
waren früher einmal Kunden bei der Bank 
– auf gleicher Augenhöhe. Heute sind wir 
Bittsteller. Die verkaufen unsere Kredite 
und wir bezahlen die Zeche doppelt.

Margarete Reiser, SOS Mittelständler in Not e.V.

margarete.reiser@mit-wueho.de,

www.mit-wueho.de ■
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Städte und Gemeinden Orte sein sollen, 
an denen Heimat entsteht. Dazu gehöre 
Raum für Familien, Platz zum Arbeiten 
und Zeit für das Miteinander. Das best-
möglich zu gestalten, dafür kämpfe die 
CDU bei den Kommunalwahlen.
Heimatverbundenheit und Europa, das 
ist für die CDU Baden-Württemberg 
auch kein Gegensatz, sondern zwei 
Seiten einer Medaille. Thomas Strobl 
machte deutlich, dass es bei den gleich-
zeitig	stattfindenden	Europawahlen	auch	
darum geht, ja zu sagen zu einem Europa, 
in dem Frieden, Freiheit und Wohlstand 
zählen. Es brauche gerade heute eine Zu-
kunftsvision für Europa. „Wir brauchen 
schnellere Entscheidungsprozesse in 
Europa“, so der CDU-Landesvorsitzende, 
„und wir brauchen eine vertiefte Außen- 
und Sicherheitspolitik.“
Strobl warnte eindringlich vor einem Er-
starken europafeindlicher Kräfte. „AfD 
und Linke marschieren getrennt, aber sie 
schlagen im Zweifel zusammen auf ein ge-
meinsames Europa ein.“ Es gelte die Grund-

lage unseres wirtschaftlichen und sozialen 
Wohlstandes, ein gemeinsames Europa mit 
einem gemeinsamen europäischen Binnen-
markt nicht aufs Spiel zu setzen.
Der stellvertretende Bundesvorsitzende 
nahm auch die politischen Mitbewerber 

aufs Korn. An die Adresse der SPD richte-
te er die klare Absage einer Abschaffung 
von Hartz-IV und der Einführung eines 
Grundeinkommens. „Nicht All-Inclusive 
sondern Fördern und Fordern ist das Prin-
zip unserer Sozialen Marktwirtschaft“.
Den Koalitionspartner im Land, die Grü-
nen, nahm Landesvorsitzender Thomas 
Strobl	in	die	Pflicht	und	forderte	sie	auf,	
„richtig Verantwortung zu übernehmen, 
in der Frage der Anerkennung weiterer si-
cherer Herkunftsstaaten.“ Sie hätten die 
Verantwortung	und	Pflicht,	für	ihre	Posi-
tion, die sie im Land vertreten, auch bei 
ihren Parteifreunden im Bund zu werben.
EU-Kommissar Günther H. Oettinger ver-
deutlichte die immense Bedeutung Euro-
pas für die Wirtschaft in Baden-Würt-
temberg. „Wir stellen mehr Autos her, 
als der Schwabe fahren kann und mehr 
Pillen in der pharmazeutischen Indust-
rie, als der Schwabe schlucken kann“, so 

Landespolitik

Günther H. Oettinger

Thomas Strobl
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der EU-Kommissar für Haushalt und Fi-
nanzen. Dies zeige, wie sehr gerade Ba-
den-Württemberg auf den europäischen 
Binnenmarkt mit seinen 500 Millionen 
Menschen angewiesen sei. Oettinger 
brachte es so auf den Punkt: „Wir Ba-
den-Württemberger haben unser Glück 
gefunden durch ein Europa, das keine 
Grenzen mehr kennt.“
Dafür gelte es, am 26. Mai 2019 zu kämp-
fen. Denn Europa stehe auch als Werte-
ordnung im weltweiten Wettbewerb. 
Parlamentarische Demokratie, Soziale 
Marktwirtschaft, Rechtsstaatlichkeit und 
ein von Toleranz geprägtes Menschenbild, 
auch dafür stehe Europa. In den nächsten 
Jahren werde es sich entscheiden, ob die-
ses Jahrhundert ein von Europa und diesen 
Werten geprägtes Jahrhundert werde oder 
nicht. Und es gehe auch darum, dass diese 
Entwicklung von den tollen Frauen und 
Männern der CDU Baden-Württemberg in 
Europa mitgestaltet werde.
Von der Großen Koalition in Berlin for-
derte Günter Oettinger mehr Einsatz für 
Europa. Schließlich trage der Koalitions-
vertrag in der Überschrift auch den Titel 
„Ein neuer Aufbruch für Europa.“ An 
die Adresse der SPD richtete Günther 
Oettinger den Rat, nicht linker als die 
Linke und nicht grüner als die Grünen 

sein	 zu	 wollen,	 das	müsse	 zwangsläufig	
schiefgehen.
Der ehemalige Ministerpräsident rich-
tete aber auch bereits den Blick auf die 
Landtagswahlen 2021. Da sei die Zeit 
reif, Winfried Kretschmann in Ehren vie-

len Dank zu sagen und in den Ruhestand 
zu verabschieden.

Pressestelle CDU,  

info@cdu-bw.de,  

www.cdu-bw.de  

Gut besuchter politischer Aschermittwoch

Die MIT mit Thomas Strobl und Günther H. Oettinger

Zahlreiche Gäste folgten der Einladung der CDU

Landespolitik
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Kolumne  
von Fabian Gramling MdL

Wir wollen 
Innovation 
fördern

Warenausfuhren von über 200 Milliar-
den Euro - höchstes Exportvolumen aller 
Bundesländer. Im Jahresdurchschnitt 
2018 wieder unter 200.000 Arbeitslose 
– Vollbeschäftigung. 75.312 neue Aus-
bildungsverträge – kein Abschluss ohne
Anschluss. Baden-Württemberg steht
hervorragend da. Doch ist alles Gold
was glänzt? Normalerweise nicht. Wir
sollten also gewarnt sein.

Innovationskraft entscheidet über 
Erfolg und Misserfolg
Baden-Württemberg ist Hochtechno-
logieland und will es auch bleiben. 
Durch die immer rasanter werdende 
Verschmelzung von Internet und Indus-
trie entstehen neue wirtschaftliche Ent-
wicklungsfelder. Und genau das ist der 
Knackpunkt. Einige baden-württember-
gische Unternehmen sind bei der Digi-
talisierung schon sehr fortgeschritten, 
andere stehen noch ganz am Anfang. 
Die Innovationskraft der Unternehmen 

wird in Zukunft über Erfolg und Miss-
erfolg entscheiden. Das gilt in be-
sonderem Maße für unsere kleinen 
und mittelständischen Unternehmen 
(KMU). In den letzten Jahren zeigt 
sich jedoch eine sinkende Innovations-
leistung von KMU in Deutschland. Der 
Anteil der Innovationsausgaben ge-
messen am Umsatz nahm bei kleinen 
und mittleren Unternehmen von 2,7 % 
im Jahr 1995 auf 1,4 % im Jahr 2014 ab, 
wohingegen er bei Großunternehmen 
im gleichen Zeitraum von 3,0% auf 4,9 
% stieg. Es ist davon auszugehen, dass 

das Entwicklungsgefälle in Deutschland 
in ähnlicher Form auch für die KMU und 
die Großunternehmen in Baden-Würt-
temberg zutrifft.

Das richtige „mindset“ wird in Zu-
kunft entscheidend sein
Für Baden-Württemberg und den 
wirtschaftlichen Erfolg sind ins-
besondere die kleinen und mittleren 
Unternehmen verantwortlich. Die ins-
gesamt 492.000 KMU schaffen etwa 
62 Prozent der Arbeitsplätze und er-
wirtschaften 58 Prozent des steuer-
baren Umsatzes der baden-württem-
bergischen Wirtschaft. Unter ihnen 
sind auch die sogenannten „hidden 
champions“, also Unternehmen, die 
wenig öffentliche Aufmerksamkeit 
finden, obwohl sie auf ihren Gebieten 
Weltmarktführer sind. Branchenana-
lysen zeigen, dass Innovationskraft 
eng mit der MINT-Erwerbstätigkeit 
verzahnt ist. Daher müssen der jungen 
Generation frühzeitig digitale Grund-
fähigkeiten an die Hand gegeben 
werden und es muss ein Bewusstsein 
dafür geschaffen werden, dass Ver-
änderungen Chancen eröffnen. Das 
richtige „mindset“ wird in Zukunft 
entscheidend sein. Dazu gehören 
Kreativität sowie Adaptions- und Lern-
fähigkeit. Das gilt auch für unsere 
Unternehmen. Doch wie kann dieses 
„mindset“ etabliert werden und wie 

Fabian Gramling MdL

Landespolitik
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können wir die Innovationskraft stär-
ken? Durch Investitionen und innova-
tive Angebote! Hier haben wir bereits 
einiges vorangebracht.

Wir investieren in Baden-Württem-
berg auf Rekordniveau
Zunächst müssen die Grundlagen für 
die Digitalisierung geschaffen wer-
den. Deshalb investieren wir mit der 
ersten landesweiten Digitalisierungs-
strategie in Baden-Württemberg auf 
Rekordniveau. Rund eine Milliarde 
fließt	 in	 die	 Digitalisierung,	 ungefähr	
die Hälfte davon in den Ausbau der di-
gitalen Infrastruktur. Für uns als CDU 
gilt nach wie vor: Bei uns wächst kein 
Schwarzwaldtal - und auch kein anderes 
Tal - zu. Die Digitalisierungsprämie des 
Landes, für die wird im Doppelhaus-
halt 2018/2019 insgesamt 24 Millionen 
Euro zur Verfügung gestellt haben, för-
dert Unternehmen bei Investitionen in 
Hard- und Software, aber auch bei der 
Qualifizierung	 ihrer	Beschäftigten.	Das	
kommt den „digitalen Neulingen“ zu-
gute, also insbesondere unseren KMU.

„Digital Hubs“ und „Popup Labor 
BW“: Besonderer Fokus auf der Ver-
netzung verschiedener Akteure
Unsere Wirtschaftsministerin Dr. Ni-
cole Hoffmeister-Kraut legt einen be-
sonderen Fokus aber auch auf die Ver-
netzung der verschiedenen Akteure. 
Bislang wurden beispielsweise zehn 
regionale „Digital Hubs“ mit insgesamt 
10 Millionen Euro gefördert. Mit ihnen 
bringen wir die Digitalisierung in der 
Fläche des Landes voran. Die „Digital 
Hubs“ sind Drehscheiben für digitale 

Innovation, zugleich aber auch erste 
Anlaufstellen für Unternehmen bei 
Fragen der Digitalisierung. Die Hubs 
unterstützen die Zusammenarbeit von 
KMU, Startups und weiteren Akteuren 
wie etwa Forschungs- und Transferein-
richtungen. So können Informations- 
und Beratungsangebote, Kreativ- und 
Experimentierräume oder auch Räume 
für die Zusammenarbeit, sogenannte 
„Coworking-Spaces“ entstehen. Ein 
weiteres Angebot für unsere KMU ist 
das „Popup Labor BW“. Dabei handelt 
es sich um eine Werkstatt auf Zeit, 
in der KMU innovative Technologien, 
neue Geschäftsmodelle und agile 
Organisationsformen kennen und ein-
setzen lernen. Das Labor kommt zu den 
Unternehmen. Dort werden Geschäfts-
führer, Führungskräfte, Mitarbeitende 
und Auszubildende durch nieder-
schwellige und ortsnahe Angebote 
für	 Innovationen	 fit	 gemacht	 und	 mit	
geeigneten Partnern für Innovations-
kooperationen zusammengebracht.

Insgesamt stecken wir jeden dritten 
Euro, den wir für Digitalisierungspro-
jekte ausgeben, in die Digitalisierung 
unserer Wirtschaft und damit in die 
Innovationskraft Baden-Württem-
bergs. Für diese Wirtschaftspolitik 
steht allein die CDU. Wie immer gilt 
aber auch: Angebote muss man an-
nehmen. Das eigene „mindset“ wird 
man nur verändern können, wenn man 
es auch wirklich will.

Fabian Gramling MdL,  

fabian.gramling@cdu-landtag-bw.de,  

www.fabian-gramling.de  
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Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL

Zukunft des  
Handwerks in Baden-
Württemberg

Das Handwerk ist integraler Bestandteil unserer mittel-
ständischen Wirtschaft und ein wichtiger Faktor der öko-
nomischen Leistungskraft unseres Landes. So sind die Um-
sätze im Handwerk in den vergangenen 10 Jahren auf rund 
100 Mrd. Euro jährlich gestiegen. Gleichzeitig ist die Zahl der 
Beschäftigten deutlich gewachsen, obwohl die Zahl der Hand-
werksbetriebe in dieser Zeit kontinuierlich zurückging. Die 
größten Herausforderungen der Zukunft für das Handwerk lie-
gen in der Fachkräftesicherung, der Digitalisierung und der stra-
tegischen Betriebsführung. Das geht aus einer großen Anfrage 
unserer Fraktion an die Landesregierung hervor.
Das Handwerk - die Wirtschaftsmacht von nebenan – ist nicht nur 
ein wichtiger wirtschaftlicher Leistungsträger und Innovations-
motor. Es leistet auch einen unschätzbaren Beitrag zum ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt in diesem Land. Das Handwerk 
ist viel robuster als ein global agierender Konzern und ein verläss-
licher Partner in jedem Ort. Wir müssen dem Handwerk Rahmen-
bedingungen geben, die weiterhin Wachstum und Entwicklung 

ermöglichen. Dazu gehören ein effektiver Bürokratieabbau, Büro-
kratievermeidung, die Förderung der Meisterausbildung sowie die 
Wiedereinführung	der	Meisterpflicht	bei	vielen	Gewerken.	
Das Handwerk bildet überproportional viele Lehrlinge aus und 
stellt mehr als ein Viertel der Auszubildenden im Land. Dennoch 
steht es bei der Gewinnung von Auszubildenden, beim Hal-
ten der Fachkräfte und bei der Betriebsnachfolge vor Heraus-
forderungen. Der Baden-Württembergische Handwerkstag 
(BWHT) schätzt, dass in den vergangenen Jahren rund 9.000 
Ausbildungsstellen jährlich nicht besetzt werden konnten. Der-
zeit ist der Markt für Fachkräfte im Handwerk leergefegt. Die 
fehlenden Fachkräfte führen zu einer hohen Auslastung der Be-
triebe und zu Wartezeiten bei den Kunden. 
Wir müssen noch mehr junge Menschen für das Handwerk be-
geistern. Die Akademisierung der Gesellschaft ist ein Irrweg. Der 
Hochschulabschluss darf nicht als einziges erstrebenswertes Ziel 
ausgegeben werden. Das Handwerk hat immer noch goldenen 
Boden. Es gibt noch zu viele Eltern, die ihren Kindern von einer 
Ausbildung im Handwerk abraten. Dabei stehen viele junge Hand-
werker vor einer vielversprechenden Karriere. Der Weg zum eige-
nen Unternehmen ist viel kürzer als bei einigen Akademikern. 
Die seit 2016 geltende 3+2-Regelung federt den Fachkräfte-
mangel im Handwerk ab. Dadurch ist es vielen Arbeitgebern im 
Handwerk	gelungen,	wieder	Lehrlinge	zu	finden.	Der	Anteil	von	
Geflüchteten	an	den	Auszubildenden	im	Handwerk	nähert	sich	
mittlerweile der 10-Prozent-Marke. Die Regelung ermögliche 
geduldeten	Menschen	einen	beruflichen	Einstieg	und	bietet	Be-
trieben die Chance, Fachkräfte zu gewinnen.
Das	 Handwerk	 beschäftigt	 besonders	 viele	 geflüchtete	Men-
schen und leistet dadurch einen großen Beitrag zur Integration. 
Die 3+2-Regelungen sorgt dafür, dass junge, arbeitswillige Men-
schen, die auch gebraucht werden, in diesem Land bleiben dür-
fen. Das ist für mich erfolgreiche Integration.
2004	 hat	 der	 Wegfall	 der	 Meisterpflicht	 für	 53	 Gewerke	 zu	
einem Gründungsboom geführt, der sich allerdings auf einige 
wenige Gewerke beschränkt. Dabei überlebt nicht einmal jeder 
zweite dieser Betriebe die ersten fünf Jahre nach der Gründung. 
Dies führt zu Problemen bei Gewährleistungsansprüchen. Die 
CDU-Landtagsfraktion unterstützt daher die Initiative der bei-

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL
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den	Regierungsfraktionen	auf	Bundesebene,	die	Meisterpflicht	
für diese Gewerke wiedereinzuführen. 
Europaweit wird Deutschland für sein hervorragend aus-
gebildetes Handwerk und die gute Arbeit bewundert. Die 
Meisterpflicht	 ist	 ein	 Qualitätsmerkmal,	 das	 auf	 schnellstem	
Wege für möglichst alle Gewerke wiedereingeführt werden 
muss. Hierbei müssen aber europa- und verfassungsrechtliche 
Hürden eingehalten werden.
Für unsere Fraktion ist die Gleichwertigkeit von akademischer 
und	 beruflicher	 Bildung	 sehr	 wichtig.	 Wir	 haben	 dabei	 den	
Meister im Handwerk ebenso im Blick wie den Meister in der 
Industrie. Deshalb prüfen wir alle Möglichkeiten, wie man die 
Meisterausbildung insgesamt noch attraktiver gestalten kann. 
Wege dazu könnten entweder ein Meisterbonus oder eine 
Gründungsförderung sein. Es sind auch Gespräche mit Kam-
mern und Verbänden notwendig, wie eine Kostenentlastung bei 
der Meisterausbildung möglich ist.  Wir sind zuversichtlich, dass 
wir mit dem nächsten Doppelhaushalt die Unterstützung des 
Meisters angehen können.
Das Land unterstützt das Handwerk mit einer Vielzahl von För-
derungen bei der Bewältigung des Strukturwandels. Für Maß-
nahmen mit direktem Bezug zum Handwerk wie „Dialog und 
Perspektive Handwerk 2025“ sind 2018 rund 17,5 Mio. Euro 
Fördermittel	 geflossen.	 Auch	 für	 2019	 stehen	 Mittel	 in	 ähn-
lichem	Umfang	zur	Verfügung.	Ebenso	profitiert	das	Handwerk	
von Maßnahmen wie dem Mittelstandsförderungsgesetz. In 
2018 standen Fördermittel für den Mittelstand in Höhe von 
rund 64 Mio. Euro zur Verfügung. Für 2019 sind rund 75,5 Mio. 
Euro für branchenübergreifende Maßnahmen eingeplant.
Mit diesen Maßnahmen stellen wir das Handwerk optimal für 
die Zukunft auf. Ich bin mir sicher: Das Handwerk wird sich auch 
in den nächsten Jahren in Baden-Württemberg in einem starken 
wirtschaftlichen Umfeld bewegen.

Hintergrund
Die wichtigsten Maßnahmen zur Förderungen bei der Be-
wältigung des Strukturwandels:
• Handwerksspezifische Maßnahmen bei Aus- und Weiter-

bildung, wie bspw. überbetriebliche Berufsausbildungslehr-
gänge, Ausbildungsbotschafter, „Kümmerer-Programm“ („In-
tegration durch Ausbildung – Perspektiven für Flüchtlinge“)
sowie Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz, Fachkurs-
förderung aus ESF- und Landesmitteln und Förderung über-
betrieblicher Berufsbildungsstätten.

• Stärkung der Dualen Ausbildung, z. B. durch eine aktuell ge-
plante	Neuauflage	des	Ausbildungsbündnisses	mit	einer	Lauf-
zeit bis zum Jahr 2022, die Ausbildungskampagne „gut-aus-
gebildet.de“, diverse Maßnahmen des KM, unter anderem ein 
hoch differenziertes Beschulungsangebot in der Fläche, An-
gebote	zum	Erwerb	von	Zusatzqualifikationen	im	Rahmen	der
dualen Ausbildung und verschiedene Maßnahmen zur Ver-
meidung von Ausbildungsabbrüchen, Weiterentwicklung der
berufsvorbereitenden Bildungsgänge (u. a. Ausbildungsvor-
bereitung	 dual)	 sowie	Ausbau	 der	 beruflichen	Orientierung
an allgemeinbildenden Schulen.

• Unterstützung der Existenzgründung und Betriebs-
übernahme, wie z. B. über Beratung und Erstanlaufstellen,

branchen- und landesweiten Beratungsgutscheinen, Nach-
folge-Moderatoren, Finanzierungshilfen (u.a. zinsvergünstigte 
Darlehen, Bürgschaften).

• Gewinnung und Sicherung von Fachkräften, z. B. mit der
Fachkräfteallianz Baden-Württemberg, dem Förderprogramm 
Welcome Center, dem Regionalprogramm Fachkräfte-
sicherung sowie der Anerkennung ausländischer Berufs-
qualifikationen.

• Unterstützung bei Technologietransfer und Digitalisie-
rung, bspw. über den geförderten Digitallotsen beim BWHT,
die	 Digitalisierungsprämie	 sowie	 handwerksspezifischen
Transferprojekten (drei der 14 Projekte).

• Projekt „Dialog und Perspektive Handwerk 2025“ mit
20 Maßnahmen in den Handlungsfeldern Personal (u. a. 8
Personalberatungsstellen bei Handwerkskammern), Strate-
gie (u. a. Intensivberatungsprogramm) und Digitalisierung (u.
a. Digitalisierungs-Werkstätten, Modellprojekte zu digitalen
Geschäftsmodellen, Lernwerkstatt 4.0 an der FES Esslingen).

• Maßnahmen für mehr Frauen in technischen Handwerks-
berufen, wie z. B. das Landesprogramm „Kontaktstellen Frau
und Beruf“, die Landesinitiative „Frauen in MINT-Berufen“
und das Bündnis „Frauen in MINT-Berufen“ mit inzwischen
54 Partnerorganisationen sowie das Förderprojekt „Frauen
im Handwerk“ beim BWHT/ BWHM, das einen Beitrag zur
Erhöhung des Anteils von Frauen in gewerblich-technischen
Handwerksberufen leisten soll.

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart,

 marcel.busch@cdu.landtag-bw.de, 

www.fraktion.cdu-bw.de  
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Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut

Ausgesprochen wichtig, Unternehmens-
nachfolgen als ein wichtiges Gründungsthema 
zu fokussieren“

Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoff-
meister-Kraut eröffnete heute (18. März) 
in Aalen den „AAccelerator“. Der „AAc-
celerator“ bietet sowohl Gründungs-
interessierten aus dem Hochschulumfeld 
als auch darüber hinaus und bereits etab-

lierten Unternehmen umfassende Unter-
stützungsangebote an. Das Wirtschafts-
ministerium unterstützt im Rahmen des 
zweijährigen Verbundprojekts „Start-up 
Region Ostwürttemberg“, das mit rund 
300.000 Euro gefördert wird, die Ein-

richtung des „AAccelerators“.
„Es ist ein Alleinstellungsmerkmal des AAc-
celerators, die Unternehmensnachfolge 
mit in das Portfolio aufzunehmen. Das ist 
ein viel versprechender Ansatz, denn die 
erfolgreiche Suche nach Nachfolgern trägt 
mit dazu bei, die Gründungsdynamik im 
Land zu fördern“, sagte Hoffmeister-Kraut.
„Fast 22.000 Betriebe stehen in Ba-
den-Württemberg in den nächsten fünf 
Jahren zur Übergabe an. Da müssen 
Existenzgründerinnen und -gründer 
nicht	immer	das	Rad	neu	erfinden.	Denn	
eine Unternehmensnachfolge bietet die 
Chance als Übernahmegründerinnen und 
-gründer von den etablierten Strukturen
bestehender	 Unternehmen	 zu	 profitie-
ren“, betonte die Wirtschaftsministerin.
Das enge Netzwerk aus Unternehmen
und Gründerinnen und Gründern solle
hierzu optimale Voraussetzungen schaf-
fen, so Hoffmeister-Kraut. „Die enge
Zusammenarbeit im Verbund bringt Ost-
württemberg als attraktiven Gründungs-
standort weiter nach vorne“, zeigte sie
sich überzeugt.
Das Modellprojekt „Start-up Region
Ostwürttemberg“ wird an den Hoch-
schulstandorten Aalen, Heidenheim und
Schwäbisch Gmünd mit dem Ziel um-
gesetzt, die Vernetzung in der Region zu
stärken, Räume und Öffentlichkeit für
Gründerinnen und Gründer zu schaffen
und bedarfsgerechte Zusatzangebote für
Gründungen und Start-ups aufzubauen.
Der „AAccelerator“ wird in den Räum-
lichkeiten des ehemaligen IHK-Bildungs-
zentrums angesiedelt.
Das Gesamtkonzept der Start-up Region
Ostwürttemberg wurde vergangenes
Jahr im Rahmen des Landeswettbewerbs
„Start-up BW Local – Gründungsfreund-
liche Kommune“ ausgezeichnet.

pressestelle@wm.bwl.de,  

Internet: www.wm.baden-wuerttemberg.de  
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Stellungnahme  
Thomas Dörflinger MdL 

Gericht 
verlangt 
Diesel-Fahr-
verbote in 
Reutlingen:

„Es spricht vieles dafür, dass die 
Landesregierung Rechtsmittel gegen 
die heutige Entscheidung des Ver-
waltungsgerichtshofs zum Luftrein-
halteplan Reutlingen einlegen sollte. 
Zum einen hat die Stadt Reutlingen 
beschlossen, zahlreiche Maßnahmen 
umzusetzen, die dafür sorgen dürften, 
dass der Stickoxidwert in der Stadt 
schnell deutlich sinkt. Dazu zählen 
neben fotokatalytischen Fassaden-
farben und einer strengeren Kontrolle 
des bestehenden Lkw-Durchfahrt-
verbotes auch die Filteranlagen, die 
in Stuttgart am Neckartor bereits auf-
gestellt wurden und dort demnächst 
auch Stickoxid filtern werden. Vor 
allem aber berücksichtigt das Urteil 
offenbar nicht die vor wenigen Tagen 
in Berlin beschlossene Änderung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes. 
Nach Inkrafttreten der Änderung wer-
den Fahrverbote bei Messwerten unter 
50 Mikrogramm in der Regel unver-
hältnismäßig sein. Dieser Wert ist in 
Reutlingen bereits heute in Sicht.“

Thomas Oeben,  

thomas.oeben@cdu.landtag-bw.de, 

 www.cdufraktion-bw.de  
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Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut

„Positives Signal, aber jetzt 
müssen Taten folgen!“

Anlässlich der Entscheidung des bri-
tischen Unterhauses gegen einen un-
geordneten „No-Deal“-Brexit sagte 
Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoff-
meister-Kraut: „Dass die Mehrheit des 
britischen Unterhauses sich gestern 
Abend gegen einen ungeordneten Aus-
tritt ausgesprochen hat, ist nach den Un-
wägbarkeiten der letzten Tage zumindest 
vorerst ein positives Signal. Damit ist der 
Weg zu einem geordneten Brexit jeden-
falls nicht endgültig verbaut.“
Zunächst bleibe nun jedoch die bevor-
stehende Entscheidung des Unterhauses 
über eine Verschiebung des Austritts-
termins abzuwarten. „Bei all den teil-
weise widersprüchlichen Meinungen 
und Aussagen britischer Politiker in den 
vergangenen Wochen und Monaten ist 
auch nicht auszuschließen, dass sich die 
Abgeordneten heute Abend gegen eine 
Verschiebung des Austrittstermins aus-
sprechen, was letztlich indirekt doch 
zu einem ungeordneten Brexit führen 
würde“, so die Ministerin.

„Für unsere exportorientierte Wirt-
schaft wäre eine Verschiebung des 
Austrittstermins zwar besser als ein 
harter Bruch über Nacht. Allerdings 
ist durch einen Aufschub die Gefahr 
eines ungeordneten Austritts noch 
lange nicht gebannt. Auch mit der Ver-
schiebung des Austrittstermins ist die 
Unsicherheit nur aufgeschoben und 
nicht aufgehoben.“
Aus wirtschaftspolitischer Sicht sei 
eine Verschiebung zudem nur dann 
sinnvoll, wenn die gewonnene Zeit zu 
einem ganz konkreten und greifbaren 
Ergebnis führe. „Hierzu sollte uns das 
Vereinigte Königreich möglichst rasch 
seine Vorstellungen vorlegen. Ich 
hoffe sehr, dass wir hier sehr schnell 
klare und realistische Vorschläge der 
britischen Regierung erhalten, wie die 
gewonnene Zeit konkret genutzt wer-
den soll.“

pressestelle@wm.bwl.de, 

 www.wm.baden-wuerttemberg.de  
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Wirtschaftsministerin Hoffmeister-Kraut  
begrüßt Erlass der EU-Verordnung zur Über-
prüfung ausländischer Direktinvestitionen

„Ein einheitlicher europäischer Rechts-
rahmen und Kontrollmechanismus zur 
Überprüfung ausländischer Direktinves-
titionen ist ein weiterer Schritt in die 
richtige Richtung“, betonte Baden-Würt-
tembergs Wirtschaftsministerin Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut heute (22. 
März). „Gleichzeitig stellt die neue 
EU-Verordnung eine notwendige Er-
gänzung des seit 29. Dezember 2018 
verschärften deutschen Investitions-
prüfungsrechts dar.“ Sie reagierte damit 
auf die gestrige (21. März) Verkündung 
der Verordnung im Amtsblatt der Euro-
päischen Union. „Mit der neuen EU-Ver-
ordnung wird es zukünftig unter anderem 
möglich sein, Übernahmen im Bereich 
der kritischen Technologien, wie künst-
liche Intelligenz oder Robotik, einfacher 
zu überprüfen und zu untersagen“, be-
gründet die Ministerin. 
„Mit Blick auf eine sichere Infrastruktur 
und auf den Erhalt von Kernkompetenzen 
baden-württembergischer Unternehmen 
in Schlüsseltechnologien wie etwa der 
Automatisierung, Digitalisierung und KI 
sind wir nun besser gewappnet. So sind 
wir in der Lage, strategische Übernahme-
bemühungen aus dem Ausland auf ihre 
Vereinbarkeit mit einem fairen Wett-
bewerb und den Sicherheitsinteressen 

Deutschlands zu prüfen“, so die Minis-
terin. Daher sei es erforderlich, dass 
Firmenkäufe von Investoren aus Dritt-
staaten auch dann geprüft und Über-
nahmen untersagt werden können, wenn 
die tatsächliche Eigentümerstruktur des 

Käufers verschleiert wird oder wenn 
Kaufinteressenten	 auf	 unterschiedliche	
Weise unter Kontrolle eines Staates ste-
hen, erläuterte Hoffmeister-Kraut. Die 
neue EU-Verordnung ermöglicht es, 
dies bei der Prüfung von Firmenkäufen 
durch Investoren aus Drittstaaten zu 
berücksichtigen.
Auch in Zukunft werde es notwendig 
sein, das Instrumentarium zur Investi-
tionsprüfung entlang den sich stets 
verändernden Marktbedingungen und 
-strukturen laufend zu prüfen und ge-
gebenenfalls weiterzuentwickeln. Dabei
werde sich Baden-Württemberg auch
weiterhin für den Erhalt der Investitions-
freiheit einsetzen. Denn in der Summe
profitiere	 Baden-Württemberg	 von	 aus-
ländischen Investitionen. „Daher tritt
Baden-Württemberg weiterhin für of-
fene Märkte, freien Kapitalverkehr und
wechselseitige Investitionen sowie für
einen vorhersehbaren, nichtdiskriminie-
renden und transparenten Kontroll-
me chanismus für ausländische Direktin-
vestitionen ein“, führte die Ministerin aus.

Ministerium für Wirtschaft,  

Arbeit und Wohnungsbau,  

pressestelle@wm.bwl.de,  

www.wm.baden-wuerttemberg.de  

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL
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„Der historische 
Rekord der Erwerbs-
tätigen in Baden-
Württemberg steht  
für unseren wirtschaft-
lichen Erfolg …“

Der konjunkturelle Aufschwung der vergangenen Jahre hat 
nach heute (20. März) vom Statistischen Landesamt ver-
öffentlichten Daten auch 2018 zu einem deutlichen Anstieg 
der Erwerbstätigen im Land geführt: mit 6,34 Millionen 
wurde im Jahr 2018 der höchste Wert in der Geschichte des 
Landes erreicht. Das sind 82.700 bzw. 1,3 Prozent Erwerbs-
tätige mehr als im Jahr 2017. 
„Der historische Rekord der Erwerbstätigen in Baden-Württem-
berg steht für unseren wirtschaftlichen Erfolg und unsere aus-
gezeichneten Erwerbschancen“, zeigte sich Arbeits- und Wirt-
schaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut zufrieden. „Der 
seit dem Jahr 2010 ungebrochene Anstieg der Erwerbstätigen 
findet	mittlerweile	überdurchschnittlich	stark	 im	produzieren-
den Gewerbe statt. Das bestätigt die hohe Bedeutung der in-
dustriellen Produktion für die Volkswirtschaft unseres Landes“, 
so die Ministerin weiter. 
„Sozialversicherungspflichte	 und	 reguläre	 Beschäftigung	 sind	
auf dem Vormarsch“, hob Hoffmeister-Kraut positiv hervor. 
Der überdurchschnittliche Anstieg der sozialversicherungs-
pflichtigen	 Beschäftigten	 in	 Baden-Württemberg	mit	 plus	 2,1	
Prozent bestätige auch 2018 die seit Jahren anhaltende Ent-
wicklung, dass reguläre Beschäftigungsverhältnisse stärker zu-
nehmen als die Erwerbstätigkeit insgesamt mit plus 1,3 Prozent, 
so die Ministerin. Mit dem Rückgang der ausschließlich gering-
fügigen oder kurzfristigen Beschäftigung, der sogenannten 
marginalen Beschäftigung, um minus 1,4 Prozent werde dieser 
positive Trend erneut unterstrichen, betonte sie außerdem. 
„Angesichts der weltweit zurückgenommenen Wachstumser-
wartungen und Ein-trübungen bei den Auftragseingängen bin 
ich dennoch zuversichtlich, dass sich der Anstieg der Erwerbs-
tätigen in Baden-Württemberg auch 2019 fortsetzen wird. 
Wir sind wirtschaftlich breit aufgestellt und gestalten auch die 
Transformationsprozesse in der Automobilindustrie bereits 
aktiv, um hier die Arbeitsplätze und den Wohlstand von morgen 
zu bewahren“, so die Ministerin weiter.

Ministerium für Wirtschaft,  

Arbeit und Wohnungsbau,  

pressestelle@wm.bwl.de,  

www.wm.baden-wuerttemberg.de  

Landespolitik

Erfrischend innovativ  
für Kühler, Kälte, Klima

Salzmann Kühler GmbH
Tel.: 07731 8684-0

www.salzmann-kuehler.de
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Wir machen darauf aufmerksam, dass Korrekturen nur bis
berücksichtigt werden können. Sollte bis zu diesem Termin kein Korrekturwunsch oder Antwort-Fax vorliegen, kön-
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Wir wünschen gute Geschäfte und weiterhin viel Erfolg.

Mit freundlichen Grüßen
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Stempel Unterschrift
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26. Mai 2019 - Nicht nur im deutschen Interesse:

Mit Vision und Vernunft Europa voranbringen“

Noch wenige Wochen, dann sind die Bürgerinnen und Bürger 
aufgerufen, ein neues Europäisches Parlament zu wählen. 
Viele sprechen bereits von einer „Schicksalswahl für Euro-
pa“. Man sollte es mit der dramatischen Zuspitzung nicht 
übertreiben, doch in der Tat wird die Zukunft unserer Ge-
meinschaft vielerorts erstmals seit den Anfängen der Euro-
päischen Union ganz offen in Frage gestellt. Die extremen 
Ränder - in Deutschland, wie auch in Europa insgesamt - wer-
den stärker und die wenigen, aber lauten europakritischen 
Stimmen drohen, die generelle Zustimmung zur EU in der 
Gesamtbevölkerung zu übertönen. Wer sich über den aktu-
ellen Stand der Umfragen in den Mitgliedsländern informie-
ren möchte, dem sei an dieser Stelle die Seite „www.pollof-
polls.eu“ empfohlen. Angesichts einer schwierigen Situation 
ist es nun wichtig, dass wir in den kommenden Wochen die 
herausragende Bedeutung Europas hervorheben. 
Wir sollten klar trennen zwischen einer kritischen Aus-
einandersetzung in konkreten Sachfragen auf der einen 
Seite und der grundlegenden Zustimmung zur europäischen 
Einigung auf der anderen. Denn wir tun gut daran, mit Blick 
auf die EU mehr das „wie“ in den Mittelpunkt zu stellen und 
weniger das „ob“. Europa ist der wesentliche Grund dafür, 
dass unser Kontinent und insbesondere auch unsere Region 
seit knapp 70 Jahren eine Blütezeit erleben, für die Histori-
ker kein Beispiel kennen. Frieden, Freiheit und Wohlstand 
- das sind keine Worthülsen, sondern sie sind überall in Ba-
den-Württemberg sichtbar. An diese Erfolgsgeschichte der
letzten Jahrzehnte sollten wir anknüpfen und uns nun ge-
meinsam an die Gestaltung unserer gemeinsamen Zukunft
machen. Unser Land kann dabei als innovativer, attraktiver

Rainer Wieland MdEP

Europapolitik

Rohre, Stäbe, Profile aus
thermoplastischen

Kunststoffen

GEHR GmbH
Casterfeldstraße 172
D-68219 Mannheim
Telefon: 0621-87 89-0
Telefax: 0621-87 89-200www.gehr.de
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Standort mit fleißigen Menschen in eine gute Zukunft bli-
cken, wenn wir die enge Zusammenarbeit mit unseren euro-
päischen Partnern stetig pflegen und wo nötig verbessern.
Wer sich auf der Weltkarte umsieht, der muss schnell er-
kennen, dass kein europäisches Land, auch nicht Deutsch-
land, in den großen globalen Fragen unserer Zeit - egal ob 
Sicherheit, Umweltschutz, Handel oder Migration - alleine 
bestehen kann. Im globalen Maßstab ist eine Bevölkerungs-
zahl von 82 Millionen kaum mehr als ein Rundungsfehler! 
Daher ist gerade in einer Zeit großer Herausforderungen 
ein geeintes Europa wichtiger denn je und alles andere als 
selbstverständlich. Neben dem Erstarken nationalistischer 
Bewegungen stellen die Schwächung von Rechtsstaatlich-
keit und Demokratie in einigen Mitgliedstaaten und auch 
der Brexit die europäische Zusammenarbeit und Einheit auf 
eine harte Probe. Eine bürgerliche Mitte, die den Skeptikern 
mit einem starken Bekenntnis zu Europa und ganz konkreten 
Vorschlägen für bestehende Probleme entgegentritt, muss 
als Stimme der Vernunft gestärkt werden. 
Blicken wir beispielsweise auf die zahlreichen wirtschaft-
lichen Unsicherheiten: Wer begegnet der Abschottung und 
den Drohungen Donald Trumps? Wer vertritt gegenüber 
China unsere Werte und Wirtschaftsordnung? Wenn wir die 
Welt von morgen ein Stück weit mitgestalten wollen, dann 
müssen die Länder Europas hier an einem Strang ziehen. 
Denn die Populisten Europas haben mit ihren Parolen bis-
lang für keines der Probleme unserer Zeit eine tragfähige 
Lösung angeboten - dies lehrt uns unter anderem die zu-
nehmende Schieflage Italiens mit seiner Koalition aus Links- 
und Rechtspopulisten. Es bedarf nun also einer gesunden 
Mischung aus Vision und Pragmatismus. Wir können und 
müssen dabei als Volkspartei der Mitte unseren Teil bei-
tragen. Daher bitte ich Sie heute auch um Ihr aktives En-
gagement in den kommenden Wochen und darüber hinaus: 
Stehen wir gemeinsam ein für unser Europa und packen wir 
die vor uns liegenden Herausforderungen an. Nur mit Ihrer 
Hilfe wird es uns gelingen, der Europaskepsis unsere kon-
kreten Vorstellungen für eine gute Zukunft Europas und 
Deutschlands entgegenzusetzen!

Rainer Wieland MdEP,  

rainer.wieland@ep.europa.eu,  

www.mdep.de  

[  W W W . S C H M I E D E R G M B H . D E  ]
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Regionale Fördermittel  
beeinflussen regionales Wahlverhalten 

Zu diesem Schluss kommt eine Studie der 
Wirtschaftsuniversität Wien. Regionen, 
die von EU-Förderungen besonders pro-
fitieren,	sind	pro-europäischer	gestimmt,	
zeigte die Studie.
Anhand der französischen Präsident-
schaftswahl 2017 analysierte Professor 
Harald Oberhofer von der Wirtschafts-

universität Wien und Julia Bachtrögler 
vom Österreichischen Institut für Wahl-
forschung, inwieweit die Förderungen 
der	EU	in	einer	Region,	Einfluss	nehmen	
auf das Wahlverhalten. Ob Menschen 
aus Regionen, die von EU-Fördermitteln 
besonders	 stark	 profitieren,	 Pro-Europa	
entscheiden.

Den zweitgrößten Posten im EU-Bud-
get bilden die Förderungsinstrumente 
der EU-Regionalpolitik. Diese Förde-
rungsinstrumente sollen den weniger 
wohlhabenden Regionen helfen, um 
zu den wohlhabenderen Regionen auf-
zuschließen. Auf diese Weise flossen 
beispielsweise in das österreichische 

Name des Begünstigten Bezeichnung des Vorhabens Datum des Beginns 
des Vorhabens

voraussichtliches 
Datum
des Abschlusses

Gesamtbetrag
der förderfähigen
Ausgaben des Vorhabens

Unions-
Kofinanzierungssatz
pro Prioritätsachse

Postleitzahl
des Vorhabens

Bezeichnung der Interventionskategorie

Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der an-
gewandten Forschung e.V. 

Neubau Forschungsgebäude Fraunhofer-Institut für Physikalische Messtechnik 
IPM in Freiburg 
(Komponente des Sustainable Energy Valley)

3/13/2017 3/31/2020 43.108.656,00 50,00 Freiburg im Breisgau Forschungs- und Innovationsinfrastruktur, Prozesse,
Technologietransfer und Zusammenarbeit in Unternehmen mit
Schwerpunkt auf der CO2-armen Wirtschaft und der Verstärkung
der Widerstandsfähigkeit gegenüber dem Klimawandel

Vermögen und Bau BW Universitätsbauamt Stuttgart u. 
Hohenheim 

Neubau einer Forschungsfabrik für den Forschungscampus ARENA2036 
(UNI-Campus Stgt. Vaihingen)

2/6/2015 12/31/2022 30.000.000,00 50,00 Stuttgart Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der an-
gewandten Forschung e.V. 

Bauteil U der Projektgruppe Bearbeitungstechnologien im Leichtbau des Fraunho-
fer IPA Stuttgart (BTU)

7/20/2018 6/30/2021 21.400.000,00 50,00 Stuttgart Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Land Baden-Württemberg Verwaltung und Kontrolle 10/2/2012 12/31/2023 19.095.755,14 50,00 Stuttgart Vorbereitung, Durchführung, Begleitung und Kontrolle

Vermögen und Bau BW Universitätsbauamt Heidelberg Neubau eines Forschungsgebäudes für das European Institute for Neuromorphic 
Computing (Human-Brain-Project, HBP)

10/1/2014 6/30/2023 18.000.000,00 50,00 Heidelberg Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Stadt Ellwangen  Europäische Ausbildungs- und Transferakademie für junge Erwachsene 9/30/2016 6/30/2022 13.208.243,83 50,00 Ellwangen (Jagst) Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Stadt Friedrichshafen  Regionales Innovations- und Technologietransfer Zentrum 9/15/2017 12/31/2020 10.000.000,00 50,00 Friedrichshafen Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Stadt Mannheim Fachbereich Wirtschafts- und 
Strukturförderung 

Business Development Center Medizintechnologie 12/8/2016 5/31/2021 10.000.000,00 50,00 Mannheim Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Stadt Sigmaringen  InnoCAMP Sigmaringen - Umbau der Gebäude 201/202/203 
der ehemaligen Graf-Stauffenberg-Kaserne zum Innovations- und Technologie-
zentrum, 
zur Modellfabrik sowie zur Akademie für wissenschaftliche Weiterbildung

8/22/2016 12/31/2020 10.000.000,00 50,00 Sigmaringen Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Technologieförderung Heidelberg GmbH  Business Development Center Organische Elektronik 7/14/2016 6/30/2019 10.000.000,00 50,00 Heidelberg Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Stadt Biberach  Innovations-und Technologietransferzentrum PLUS 9/16/2016 12/31/2020 9.830.475,00 50,00 Biberach an der Riß Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Stadt Tuttlingen  Innovations- und Forschungs-Centrum Tuttlingen der Hochschule Furtwangen 7/22/2016 3/31/2019 9.100.000,00 50,00 Tuttlingen Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Land Baden-Württemberg vertreten d. Vermögen und 
Bau Amt Schwäbisch Gmünd  

Zentrum Technik für Nachhaltigkeit, Ressourcenschonung, Umwelt, Co2-Reduzie-
rung (ZTN)

5/11/2016 4/30/2020 8.300.000,00 50,00 Aalen Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Verband Region Stuttgart  Regionale Mobilitätsplattform 11/8/2016 4/30/2021 8.109.168,75 50,00 Stuttgart Umweltfreundlichkeit und Förderung der Nahverkehrsinfra-
struktur (einschließlich Ausrüstung und Fahrzeugen)

Land Baden-Württemberg vertr. durch Vermögen und 
Bau Baden-Württemberg 

RIZ - Regionales Innovationszentrum für Energietechnik 4/6/2016 4/30/2020 7.910.000,00 50,00 Offenburg Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Stadt Pforzheim Eigenbetrieb Wirtschaft und Stadt-
marketing Pforzheim (WSP)

Zentrum für Präzisionstechnik (ZPT) 11/20/2017 9/30/2021 7.786.000,00 50,00 Pforzheim Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Karlsruher Verkehrsverbund GmbH KVV RegioMOVE - Regionaler inter-/multimodaler Mobilitätsverbund 10/17/2016 9/30/2019 7.058.846,67 50,00 Karlsruhe Umweltfreundlichkeit und Förderung der Nahverkehrsinfra-
struktur (einschließlich Ausrüstung und Fahrzeugen)

Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der an-
gewandten Forschung e.V. 

Karlsruher Forschungsfabrik - eine Initiative der Fraunhofer-Gesellschaft und des 
Karlsruher Instituts für Technologie

9/21/2018 7/31/2021 7.000.000,00 50,00 Karlsruhe Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Naturwissenschaftliches und Medizinisches Institut an 
der Uni Tübingen 

Zentrum	für	Nanoanalytik	von	Materialien,	Werkstoffen	und	Oberflächen 7/1/2016 12/31/2019 6.439.000,00 50,00 Reutlingen Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Infrastruktur Trägergesellschaft mbH & Co. KG Neue	Infrastruktur	zur	Modernisierung	und	Effizienzsteigerung	der	industriellen	
Basis in Freiburg, Offenburg und Lahr

4/21/2016 12/31/2021 6.246.285,40 50,00 Freiburg im Breisgau Energieeffizienz- und Demonstrationsprojekte in KMU und
Begleitmaßnahmen

EFRE (Europäischer Fonds für regionale Ent-
wicklung)-Programm in Baden-Württemberg 2014-2020 
- Innovation und Energiewende

Liste der Vorhaben
Erzeugt: 28.11.2018
Berichtszeitraum:   01.01.2014 - 30.09.2018

Quelle: https://efre-bw.
de/datenbank-beguens-
tigte-vorhaben/
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Burgenland in den Jahren 1995 bis 
2006 knapp eine Milliarde Euro an 
EU-Geldern.
Um herauszufinden, ob Regionen, die 
EU-Gelder erhalten, tatsächlich eine 
pro-europäische Haltung einnehmen, 
wurde zunächst analysiert, ob die För-
derungen zu mehr Beschäftigungen in 
den Unternehmen in den jeweiligen Re-
gionen geführt haben. Hierzu wurden 
die Daten von Unternehmen im Finanz-
rahmen 2007-2013 herangezogen. Es 
stellte sich heraus, dass die Förde-
rungen in Bezug auf Beschäftigung 
in acht von 21 geförderten Regionen 

signifikante Verbesserungen brachten. 
Diese Information wurde genutzt, um 
das Wahlverhalten der einzelnen Re-
gionen in Frankreich zu erklären. Dabei 
fiel auf, dass Regionen, die stärker von 
EU-Förderungen profitieren, verstärkt 
für Emmanuel Macron also pro-euro-
päischer, stimmten. Ganz besonders 
galt dies, wenn die Förderungen neue 
Arbeitsplätze geschaffen haben. Ma-
rine Le Pen wurde dort verstärkt ge-
wählt, wo weniger Fördermittel ge-
flossen waren. Der WählerInnen-Anteil 
von Le Pen reduzierte sich um rund 0,2 
Prozentpunkte, wenn es in der Region 

ein Prozent mehr Beschäftigte dank 
Förderungen gegeben hat. Für Macron 
erhöhte sich der Stimmanteil um bis zu 
0,1 Prozentpunkte.
Es zeigt sich, dass eine pro-europäi-
sche Haltung dort eingenommen wird, 
wo die politischen Maßnahmen der 
EU die wirtschaftliche Situation direkt 
verbessern. Umso wichtiger ist es, die 
Fördermittel auf die jeweilige Region 
zuzuschneiden und die Wirkungsweise 
zu evaluieren, so das Fazit der Studie.

Redaktion Wifo,  

wifo@mit-bw.de  
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Bezeichnung der Interventionskategorie

Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der an-
gewandten Forschung e.V.

Neubau Forschungsgebäude Fraunhofer-Institut für Physikalische Messtechnik
IPM in Freiburg
(Komponente des Sustainable Energy Valley)

3/13/2017 3/31/2020 43.108.656,00 50,00 Freiburg im Breisgau Forschungs- und Innovationsinfrastruktur, Prozesse, 
Technologietransfer und Zusammenarbeit in Unternehmen mit 
Schwerpunkt auf der CO2-armen Wirtschaft und der Verstärkung 
der Widerstandsfähigkeit gegenüber dem Klimawandel

Vermögen und Bau BW Universitätsbauamt Stuttgart u. 
Hohenheim

Neubau einer Forschungsfabrik für den Forschungscampus ARENA2036
(UNI-Campus Stgt. Vaihingen)

2/6/2015 12/31/2022 30.000.000,00 50,00 Stuttgart Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der an-
gewandten Forschung e.V.

Bauteil U der Projektgruppe Bearbeitungstechnologien im Leichtbau des Fraunho-
fer IPA Stuttgart (BTU)

7/20/2018 6/30/2021 21.400.000,00 50,00 Stuttgart Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Land Baden-Württemberg Verwaltung und Kontrolle 10/2/2012 12/31/2023 19.095.755,14 50,00 Stuttgart Vorbereitung, Durchführung, Begleitung und Kontrolle

Vermögen und Bau BW Universitätsbauamt Heidelberg Neubau eines Forschungsgebäudes für das European Institute for Neuromorphic 
Computing (Human-Brain-Project, HBP)

10/1/2014 6/30/2023 18.000.000,00 50,00 Heidelberg Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Stadt Ellwangen  Europäische Ausbildungs- und Transferakademie für junge Erwachsene 9/30/2016 6/30/2022 13.208.243,83 50,00 Ellwangen (Jagst) Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Stadt Friedrichshafen Regionales Innovations- und Technologietransfer Zentrum 9/15/2017 12/31/2020 10.000.000,00 50,00 Friedrichshafen Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Stadt Mannheim Fachbereich Wirtschafts- und 
Strukturförderung

Business Development Center Medizintechnologie 12/8/2016 5/31/2021 10.000.000,00 50,00 Mannheim Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Stadt Sigmaringen InnoCAMP Sigmaringen - Umbau der Gebäude 201/202/203
der ehemaligen Graf-Stauffenberg-Kaserne zum Innovations- und Technologie-
zentrum,
zur Modellfabrik sowie zur Akademie für wissenschaftliche Weiterbildung

8/22/2016 12/31/2020 10.000.000,00 50,00 Sigmaringen Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Technologieförderung Heidelberg GmbH Business Development Center Organische Elektronik 7/14/2016 6/30/2019 10.000.000,00 50,00 Heidelberg Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Stadt Biberach  Innovations-und Technologietransferzentrum PLUS 9/16/2016 12/31/2020 9.830.475,00 50,00 Biberach an der Riß Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Stadt Tuttlingen Innovations- und Forschungs-Centrum Tuttlingen der Hochschule Furtwangen 7/22/2016 3/31/2019 9.100.000,00 50,00 Tuttlingen Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Land Baden-Württemberg vertreten d. Vermögen und
Bau Amt Schwäbisch Gmünd  

Zentrum Technik für Nachhaltigkeit, Ressourcenschonung, Umwelt, Co2-Reduzie-
rung (ZTN)

5/11/2016 4/30/2020 8.300.000,00 50,00 Aalen Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Verband Region Stuttgart  Regionale Mobilitätsplattform 11/8/2016 4/30/2021 8.109.168,75 50,00 Stuttgart Umweltfreundlichkeit und Förderung der Nahverkehrsinfra-
struktur (einschließlich Ausrüstung und Fahrzeugen)

Land Baden-Württemberg vertr. durch Vermögen und
Bau Baden-Württemberg

RIZ - Regionales Innovationszentrum für Energietechnik 4/6/2016 4/30/2020 7.910.000,00 50,00 Offenburg Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Stadt Pforzheim Eigenbetrieb Wirtschaft und Stadt-
marketing Pforzheim (WSP)

Zentrum für Präzisionstechnik (ZPT) 11/20/2017 9/30/2021 7.786.000,00 50,00 Pforzheim Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Karlsruher Verkehrsverbund GmbH KVV RegioMOVE - Regionaler inter-/multimodaler Mobilitätsverbund 10/17/2016 9/30/2019 7.058.846,67 50,00 Karlsruhe Umweltfreundlichkeit und Förderung der Nahverkehrsinfra-
struktur (einschließlich Ausrüstung und Fahrzeugen)

Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der an-
gewandten Forschung e.V.

Karlsruher Forschungsfabrik - eine Initiative der Fraunhofer-Gesellschaft und des
Karlsruher Instituts für Technologie

9/21/2018 7/31/2021 7.000.000,00 50,00 Karlsruhe Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Naturwissenschaftliches und Medizinisches Institut an 
der Uni Tübingen

Zentrum für Nanoanalytik von Materialien, Werkstoffen und Oberflächen 7/1/2016 12/31/2019 6.439.000,00 50,00 Reutlingen Forschungs- und Innovationsinfrastruktur (öffentlich)

Infrastruktur Trägergesellschaft mbH & Co. KG Neue Infrastruktur zur Modernisierung und Effizienzsteigerung der industriellen
Basis in Freiburg, Offenburg und Lahr

4/21/2016 12/31/2021 6.246.285,40 50,00 Freiburg im Breisgau Energieeffizienz-	und	Demonstrationsprojekte	in	KMU	und	
Begleitmaßnahmen

EFRE (Europäischer Fonds für regionale Ent-
wicklung)-Programm in Baden-Württemberg 2014-2020
- Innovation und Energiewende

Liste der Vorhaben
Erzeugt: 28.11.2018
Berichtszeitraum:   01.01.2014 - 30.09.2018

Quelle: https://efre-bw.
de/datenbank-beguens-
tigte-vorhaben/

EFRE (Europäischer Fonds für regionale Entwicklung)-Programm in Baden-Württemberg 2014-2020 - Innovation und Energiewende;

Liste der Vorhaben (die 10 größten Vorhaben nach Gesamtbetrag in Euro)

TR @ AR:
Soll die Tabelle zweigeteilt werden?
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Europapolitik

Europapolitik_Caspary, Daniel 
MdEP.docx

Handwerk mit Mundwerk – für Europa
Handwerk und Mittelstand fühlen sich bei den vielen Vorgaben und Vorschriften oft  unver-
standen. Mein Ziel wäre es, Sprachrohr dieser Arbeitsplätze, des greifbaren Steueraufkommens 
und auch der gelebten gesellschaftlichen Verantwortung zu sein. Politik ist nicht Selbstzweck, 
sondern soll Rahmenbedingungen setzen. Gleiche Spielregeln für alle Marktteilnehmer, ver-
antwortungsvoller Umgang mit den anvertrauten Ressourcen, Bewahren der demokratischen 
Überzeugung, Verlässlichkeit und Bodenhaftung statt Theorie, Bürokratie, Experimente und 
Instabilität.   

Ruth Baumann, Platz 8

Kandiat der CDU-Baden-Württemberg auf Listenplatz sechs.
Beisitzer im Bezirksvorstand der CDU-Nord-Württemberg.
Mitglied im Landesvorstand der MIT-Baden-Württemberg.

Apostolos Kelemidis, Platz 6

Die Europäische Union ist Fundament für Freiheit, Frieden und Wohlstand auf unse-
rem Kontinent. Es ist unsere Aufgabe, das Vertrauen in die europäische Einigung zu 
erhalten und zurückzugewinnen, wo es verloren gegangen ist. Deutschland braucht 
ein starkes Europa. Im Zentrum unserer Europapolitik stehen deshalb Wirtschafts-
wachstum und die Schaffung sicherer Arbeitsplätze. Für den Innovationsmotor Mittel-
stand ist wichtig, dass wir Hindernisse in der Digital- und Energiewirtschaft sowie auf 
dem Kapitalmarkt abbauen.

Dr. Anemone Bippes, Platz E11

Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) machen 99 % aller Unter-
nehmen in der EU aus. Mittelständische Unternehmen sind entscheidend für Wachstum und 
Wohlstand unserer Volkswirtschaft: sie bilden junge Menschen aus, schaffen Arbeitsplätze und 
prägen durch Investitionen die Wettbewerbsfähigkeit Europas. Die Politik der CDU/CSU-Grup-
pe in Europa zielt darauf ab, dass die politischen Strategien und Maßnahmen der Union 
KMU-freundlich gestaltet werden und dazu beitragen, Europa für Unternehmensgründungen 
und wirtschaftliche Aktivitäten attraktiver zu machen.

Daniel Caspary MdEP, Platz 2

Ruth Baumann

Dr. Anemone Bippes

Daniel Caspary MdEP

Apostolos Kelemidis
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für die Europawahl am 26. Mai 2019

Europapolitik

Mir ist besonders wichtig, dass die soziale Marktwirtschaft, Eigenverantwortung und 
Subsidiarität auf europäischer Ebene mehr Geltung bekommen: keine Vergemein-
schaftung von Schulden, keine europaweit einheitliche Arbeitslosenversicherung, 
dafür Tarifpartnerschaft und duale Ausbildung als Exportschlager in Europa und der 
Welt. EU-weit einheitliche Rahmenbedingungen schützen vor allem KMU vor der viel-
fältigen Bürokratie aus 27 Staaten. Insbesondere in der Digitalwirtschaft braucht es 
mehr Europa.

Michael Moroff, Platz E6

Die mittelständischen Unternehmen sind mit die wichtigsten Akteure im Europäischen 
Binnenmarkt. Fast 90 Prozent der Industrieunternehmen und 50 Prozent der Dienst-
leister des deutschen Mittelstands exportieren ihre Waren und Dienstleistungen. 
Dafür brauchen sie einen gut funktionierenden Binnenmarkt mit klaren Regeln und 
mit möglichst geringen bürokratischen Hindernissen. Dafür möchte ich mich als 
Binnenmarktpolitischer Sprecher der EVP-Fraktion im Europäischen Parlament auch 
weiterhin einsetzen.

Dr. Andreas Schwab MdEP, Platz 3

Baden-Württemberg war stets europäisch vernetzt und das keineswegs nur wirtschaft-
lich. Es geht uns daher alle an, was in Europa passiert. Ob Handel oder Forschung, 
ob Umweltschutz oder die Sicherung von Wohlstand und Frieden: Viele Heraus-
forderungen verlangen gemeinsame Antworten! Uns geht es auf Dauer gut, wenn 
es Europa gut geht. Dies gilt gerade auch für den Mittelstand, der schon längst die 
Chancen unseres Binnenmarktes zu nutzen versteht. Daher ist es mir wichtig, dass wir 
Baden-Württemberger uns aktiv mit unseren Ideen, aber auch unseren Sorgen in die 
Gestaltung Europas einbringen. Mein Ziel ist es daher, die Interessen unseres Bundes-
landes in Europa kraftvoll zu vertreten.

Rainer Wieland MdEP, Platz 1

 Michael Moroff

Dr. Andreas Schwab MdEP

Rainer Wieland MdEP
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Abschreibungsmöglichkeit bei Diesel-Fahrzeugen

Wenn der Staat Werte vernichtet, dann 
ist	es	die	Pflicht	des	Unternehmers	oder	
Geschäftsführers, dies steuerlich zu be-
werten. Durch die Dieselfahrverbote und 
die Diskussion über Nachrüstungen und 
Emissionsverstöße hat sich der Wert eines 
Diesels der Euronormen 5 und 4 stark ver-
mindert. Da die Euronormen 3 und gerin-
ger ältere Fahrzeuge betreffen, welche 
mehr als sechs Jahre alt sind, dürfte sich 
hier eine Buchwert-Minderung nicht mehr 
ergeben. Für sämtliche jüngere Fahrzeuge 
ist der Buchwert mit dem aktuellen Ver-
kehrswert und Teilwert zu vergleichen. 
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 Einkommensteuer-
gesetz sowie das BMF Schreiben vom
02.09.2016 gibt uns die Möglichkeit, auf
Nachweis eines niedrigeren Wertes eine
Teilwertabschreibung auf diesen vorzu-
nehmen. Diese gesetzliche Möglichkeit
sollte auch genutzt werden. Der Staat
sollte zumindest durch Steuerminderein-
nahmen an der Vernichtung von Werten

teilhaben. Der Nachweis gelingt kosten-
günstig und mit geringem Aufwand durch 
Anfrage bei einem Händler, zu welchem 
Preis er dieses Fahrzeug in Zahlung neh-
men würde. Nicht berücksichtigt wird die 
Handelsspanne des Händlers, da immer 
zu Wiederbeschaffungswerten bilanziert 
werden muss. Damit sollte aus Sicher-
heitsgründen 8-10 % des Einkaufspreises 
zugeschlagen werden. Dieser Preis ist mit 
dem Buchwert zu vergleichen und der 
niedrige Wert anzusetzen. Da eine Wert-
aufholung bei diesen Fahrzeugen nicht zu 
vermuten ist, kann von einer dauerhaften 
Wertminderung ausgegangen werden. 
Wenn Sie absolut sicher sein wollen, 
sind mehrere Preisanfragen sinnvoll, um 
nicht zu einem falschen Ankaufswert zu 
gelangen.

Thomas Rapp 

info@rappwagner.de,  

www.rappwagner.de  

Steuernews

-

Elektrische Antriebe

Heinzmann GmbH & Co. KG  I  Am Haselbach1  I  79677 Schönau im Schwarzwald  I  info@heinzmann.de

www.heinzmann.com/e-motor

HEINZMANN - wir treiben Ihre Innovation voran
Seit Jahrzehnten beweist sich HEINZMANN als renommierter Hersteller von Elektromotoren 
bis 25 kW, die sich in vielfältigen Anwendungen und insbesondere in rauer Industrieum-
gebung bestens bewährt haben. 

Sie werden unter anderem in Industrieanwendungen (Robotik, mobile Arbeitsmaschinen, 
Lüfter, Pumpen, Agrartechnik) oder in der elektrischen Energieerzeugung (BHKW) eingesetzt 
und leisten einen Beitrag zu umweltfreundlichen, zukunftsweisenden Mobilitätslösungen in 
Elektroleichtfahrzeugen, Elektrofahrzeugen, E-Motorrädern und Booten. 

Thomas Rapp
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Online-Marketing - haben Werbe- 
Einwilligungen ein Verfallsdatum?

Ob Werbe-Einwilligungen ein Vefallsdatum haben, wird seit 
einer Entscheidung des Landgerichts München I aus dem Jahr 
2010 immer wieder diskutiert. Die deutschen Datenschutzauf-
sichtsbehörden haben diese Frage zuletzt in ihrer Orientierungs-
hilfe für die Direktwerbung im November 2018 aufgegriffen, 
geben der Diskussion aber eine falsche Richtung.

Kein Verfalldatum einer Werbe-Einwilligung!
Als Bewertungskriterium, ob eine wirksame Werbe-Einwilligung 
besteht, stellen die Datenschutzaufsichtsbehörden auf eine Ent-
scheidung des Landgerichts München I (Urt. v. 08.04.2010, Az. 
17 HK O 138/10) ab. In der Orientierungshilfe Direktwerbung 
heißt es unter Hinweis auf das genannte Urteil, dass eine vor 
17 Monaten erteilte und bisher nicht genutzte Einwilligung zur 
E-Mail-Werbung „ihre Aktualität verliert“ und deshalb insoweit
keine rechtliche Grundlage mehr sei.
Das Landgericht hatte in der Entscheidung jedoch keine trag-
fähige Begründung hierfür geliefert, sondern lediglich darauf
verwiesen, dass dies allgemein anerkannt sei. In dem Urteil
heißt es insoweit: „Es ist in diesem Zusammenhang allgemein
anerkannt, dass eine einmal erteilte Einwilligung mit Ablauf
eines längeren Zeitraumes ihre Aktualität verliert [….]“. Als „all-
gemein anerkannt“ konnte diese Betrachtung aber auch im Jahr 
2010 schon nicht gelten. 
Die zitierte Ansicht des Landgerichts München begegnet ins-
besondere grundlegenden rechtlichen Bedenken. Denn im 
deutschen Zivilrecht unterliegt eine erteilte Einwilligung gera-
de keinem allgemeinen Ablaufdatum oder einer sonstigen Ver-
wirkung. In besonderen Einzelfällen mag eine Verwirkung recht-
lich begründbar sein, aber keineswegs als Regelfall.

Konsequenzen aus der Orientierungshilfe Direktmarketing
Unabhängig von der fraglichen rechtlichen Bewertung ist für das 
E-Mail-Marketing jedoch vielmehr entscheidend, was sich für die 
tägliche Praxis aus der Aussage der Aufsichtsbehörden ergibt: 
Die deutschen Datenschutzaufsichtsbehörden gehen wohl 
jedenfalls davon aus, dass eine Werbe-Einwilligung dann nicht 
verfällt oder unwirksam wird, wenn auf ihrer Grundlage regel-
mäßig Werbung versandt wird. Anderenfalls könnte das Ein-
greifen der Datenschutzbehörden drohen, weil die Einwilligung 
angeblich verfallen sei.
Deshalb lässt sich für den einzelnen Unternehmer daraus als logi-
sche Folge ableiten, dass ein Streit über den Verfall von eingeholten 
Einwilligungserklärungen bereits dadurch vermieden werden 
kann, dass E-Mail-Werbung regelmäßig und ohne längere Unter-
brechungen zwischen den einzelnen Werbemails versandt wird. 

Dr. Jens Eckhardt

dmp@derra-ul.de,  

www.derra.eu  

Gesetzesnews
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1 A Autenrieth Kunststofftechnik GmbH & 
Co. KG gehört zu den besten Arbeitgebern 
Baden-Württembergs

1 A Autenrieth Kunststofftechnik GmbH 
& Co KG zählt zu den Siegern des dies-
jährigen Great Place to Work Wett-
bewerb „Beste Arbeitgeber Baden-Würt-
temberg“.  Dies wurde am Dienstag, 26. 
Februar 2019 vom Great Place to Work 
Institut Deutschland bekannt gegeben.
Ausgezeichnet wurden Unternehmen, die 
Ihren Beschäftigten eine besonders gute 
und attraktive Unternehmenskultur bieten.
Das Besondere an diesem renommier-
ten Wettbewerb, hier beurteilen die 
Mitarbeiter ihren Arbeitsplatz und ihren 
Arbeitgeber. Alle Mitarbeiter des Herold-
statter Unternehmens haben im Rahmen 
der Befragung durch „Great Place to 
work“ einen Fragebogen zugesandt be-
kommen, den sie anonym beantworten 
konnten. Ein Kultur Audit analysiert zu-
sätzlich die Personalentwicklung des 
Unternehmens.
Unternehmen aller Größen und Bran-
chen nahmen an der Befragung zur 
Qualität und Attraktivität der Arbeits-
platzkultur teil und stellten sich einer 
Prüfung durch das unabhängige Great 
Place to work Institut.

„Die Auszeichnung steht für ein glaub-
würdiges Management, das fair und 
respektvoll mit den Beschäftigten zu-
sammenarbeitet, für eine hohe Identi-
fikation der Mitarbeitenden und für einen 
starken Teamgeist im Unternehmen“, 
sagt Andreas Schubert, Geschäftsführer 
bei Great Place to Work Deutschland.
Geschäftsführer Steffen Autenrieth: „Ich 
bin sehr stolz, eine solche Auszeichnung 
erhalten zu haben. Sie ist eine schöne 
Anerkennung dafür, dass wir ständig an 
uns arbeiten und motiviert uns, immer 
noch ein Stück besser zu werden.
Wir legen Wert auf ein vertrauensvolles 
Miteinander mit einer gegenseitigen 
Wertschätzung auf Augenhöhe. Eine 
partnerschaftliche Beziehung zu unseren 
Kunden und Lieferanten ist uns wichtig.“
1 A Autenrieth Kunststofftechnik GmbH 
& Co. KG entwickelt und fertigt techni-
sche und hochtechnische Kunststoff-
komponenten und Baugruppen für 
mittelständige Unternehmen in ganz 
Europa. Hierzu gehört auch die Projek-
tierung und Erstellung der hierfür be-
nötigten Spritzgießwerkzeuge.

Über Great Place to Work
Great Place to Work ist ein international 
tätiges Forschungs- und Beratungsnetz-
werk, das Unternehmen in rund 50 Län-
dern weltweit bei der Gestaltung einer 
mitarbeiterorientierten Unternehmens-
kultur unterstützt. Im Mittelpunkt steht 
dabei der Aufbau von Vertrauen, Be-
geisterung und Teamgeist.
Neben unternehmensspezifischen Ana-
lyse- und Beratungsangeboten zur 
Verbesserung der Arbeitsplatzqualität 
und Arbeitgeberattraktivität, ermittelt 
das Institut im Rahmen überregionaler, 
regionaler und branchenspezifischer 
Arbeitgeberwettbewerbe und in Zu-
sammenarbeit mit namhaften Partnern 
regelmäßig sehr gute Arbeitgeber und 
stellt diese der Öffentlichkeit vor.

1 A Autenrieth  

Kunststofftechnik GmbH & Co. KG,  

Stefanie Bischoff,  

s.bischoff@autenrieth-kunststofftechnik.de,  

www.autenrieth-kunststofftechnik.de

Advertorial

Mitarbeiter und Steffen Autenrieth feierten den Erfolg mit einem Glas Sekt
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Reha und 
Therapie nah 
am Menschen

In den sieben Baden-Württemberger 
Zentren für ambulante Rehabilitation 
finden Patienten alles unter einem 
Dach: Ärztlich geleitete, multi-
professionelle Teams kümmern sich 
in der mehrwöchigen ambulanten 
Rehabilitation, in Präventions- und 
Nachsorgeprogrammen oder auch mit 
Einzelbehandlungen auf Rezept um 
die Gesundheit ihrer Patienten. Die 
Philosophie der Zentren: Gut erreich-
bar und eng mit den niedergelassenen 
Ärzten und Akutmedizinern der um-
liegenden Kliniken vernetzt, soll Reha 
und Therapie nah an den Menschen 
und deren Lebensgewohnheiten sein.

Montagmorgen 8.00 Uhr – im Zentrum 
für ambulante Rehabilitation (ZAR) di-
rekt beim Aalener Bahnhof herrscht 
bereits reger Betrieb. Patienten mit 
verschiedenen orthopädischen Be-
schwerden kommen ins Zentrum und 
bleiben dort unterschiedlich lange. Su-
sanne W. ist an diesem Morgen Patien-
tin in der Praxis für Physiotherapie, die 
dem Zentrum direkt angeschlossen ist. 
Sie wird manuelle Therapie und Wärme-
behandlung für ihren geplagten Rücken 
bekommen und sich nach der rund 
45 minutigen Behandlung zur Arbeit 
ins Büro aufmachen. Anders sieht der 

Tagesablauf für Wilfried M. aus: Er ist 
nach seiner Hüftoperation Rehapatient 
und für mehrere Wochen täglich 5-6 
Stunden im ZAR. Der neue Chefarzt des 
Zentrums, Dr. Jan Bahlmann, hat ihm 
einen individuellen Therapieplan zu-
geschnitten, der ebenso Bewegungs-
training, Gangschulung, Sporttherapie 
und Krankengymnastik vorsieht wie die 
Beratung zur Wiedereingliederung in 
den Beruf. Weil ihm sein Operateur ge-
raten hat, Gewicht zu reduzieren, ist für 
Wilfried M. außerdem die sogenannte 
„Lehrküche“ vorgesehen. „Während 
der mehrwöchigen Reha gehen wir die 
gesundheitlichen Probleme aus ver-
schiedenen Blickwinkeln an und hel-
fen so unseren Patienten, wieder ge-
stärkt in den Alltag zu gehen“, erklärt 
Dr. Bahlmann. Der Arzt ist überzeugt 

davon, dass das enge Zusammenwirken 
von Akut- und Rehamedizin für die Ge-
nesung der Patienten wichtig ist. Auch 
die 72-jährige Rentnerin, Hilde F., kommt 
an diesem Montag zur Therapie – sie al-
lerdings in die Praxis für Ergotherapie 
des ZAR. Die Ergotherapeutin wird sich 
um ihre rechte Hand kümmern, die auf-
grund der starken Arthrose nicht mehr 
so mitmacht. Ihr Arzt hat ihr daher Ergo-
therapie auf Rezept verordnet. Weil das 
ZAR direkt am Busbahnhof liegt, ist es 
für sie bestens zu erreichen. Im Zent-
rum ist zu spüren, dass die Patienten 
gerne hierherkommen, wenn auch mit 
unterschiedlicher Verweildauer – als 
mehrwöchige Rehapatienten oder zur 
Einzeltherapie etwa ein- bis zweimal 
wöchentlich. Außerdem mischen sich 
Menschen darunter, die regelmäßig 
präventiv den medizinischen Trainings-
bereich nutzen. „Wir sind stolz darauf, 
dass wir ein so breitgefächertes Gesund-
heitsangebot mitten in der Stadt bieten 
können und mit den Arztpraxen und Kli-
niken der Region bestens vernetzt sind“, 
freut sich der leitende Therapeut Fabian 
Eckle. Als Physiotherapeut ist er einer 
von etlichen verschiedenen Berufs-
gruppen, die sich im ZAR um die Ge-
nesung der Patienten kümmern. Die Ba-
den-Württemberger und bundesweiten 
Standorte der Zentren für ambulante 
Rehabilitation sind unter zar.de gelistet. 

Nanz medico GmbH & Co. KG  

Zentren für ambulante Rehabilitation,  

Sabine Nicolaus 

 (Leiterin Marketing und Kommunikation),  

nicolaus@nanz-medico.de; www.zar.de  

Nanz Medico macht fit

Advertorial
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Sind Sie auf die digitale Betriebsprüfung 
vorbereitet? 

Was Unternehmer im Rahmen der GoBD beachten müssen.
Wenn eine Betriebsprüfung des Finanzamts ansteht, ist die 
Aufregung in vielen Unternehmen groß. Gerade die Digita-
lisierung hat dies scheinbar komplizierter gemacht, da nun 
noch weitere Faktoren beachtet werden müssen. Die seit 2015 
geltenden „Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und 
Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen 
in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff“  (kurz GoBD) 
spielen dabei eine zentrale Rolle.

Alle Unternehmer und Freiberufler sollten aufmerksam weiter-
lesen, denn die GoBD betrifft jeden, der zur Buchführung 
und Aufzeichnung verpflichtet ist. Ob elektronische Bücher 
ordnungsgemäß geführt sind, wird nach denselben Kriterien 
beurteilt, wie bei manuell erstellten Büchern: Um ordnungs-
gemäß zu sein, müssen sie nachvollziehbar, nachprüfbar, zu-
treffend, klar, zeitnah, fortlaufend und unveränderbar sein. 

Was verbirgt sich hinter den Grundsätzen der GoBD? 
Die Verarbeitungskette muss lückenlos nachvollziehbar sein. 
Es muss also eine Verknüpfung zwischen Beleg und Buchung 
bestehen. Das zum Einsatz kommende DV-Verfahren muss 
Gewähr dafür bieten, dass alle Informationen (Programme 
und Datenbestände), die einmal in den Verarbeitungsprozess 
eingeführt werden (Beleg, Grundaufzeichnung, Buchung), 
nicht mehr unterdrückt oder ohne Kenntlichmachung über-
schrieben, gelöscht, geändert oder verfälscht werden können. 
Alle elektronisch steuerlich relevanten Daten sind auf-
bewahrungspflichtig. Dies betrifft z. B. E-Mails des täglichen 
Geschäftsverkehrs mit steuerrelevanten Inhalten.

Das Kernstück: die Verfahrensdokumentation 
Nach aller Voraussicht wird die Finanzverwaltung künftig die 
Verfahrensdokumentation verstärkt ins Visier nehmen. Aus 
dieser müssen Inhalt, Aufbau, Ablauf sowie Ergebnisse des 
EDV-Verfahrens vollständig und schlüssig hervorgehen. 

Die Vorgaben der Finanzverwaltung sind weitreichend und 
wenig konkret. Gefordert wird: 
• eine allgemeine Beschreibung
• eine Anwenderdokumentation
• eine technische Systemdokumentation sowie
eine Betriebsdokumentation.

Die Verfahrensdokumentation dient als Nachweis, dass die 
Ordnungsvorschriften für Buchführung und Aufzeichnungen 
eingehalten werden. Eine fehlende oder ungenügende Ver-
fahrensdokumentation, die die Nachvollziehbarkeit und 
Nachprüfbarkeit beeinträchtigt, führt zu einem formellen 
Mangel, der zum Verwerfen der Buchführung führen kann. 
Es drohen gravierende Nachteile bis hin zur Zuschätzung. 

Deshalb die Empfehlungen für Unternehmer: Erstellen Sie un-
bedingt eine Verfahrensdokumentation! Da die Vorgaben der 
Finanzverwaltung sehr abstrakt sind, empfiehlt es sich, bei der 
Erstellung der Verfahrensdokumentation einen Experten hinzu-
zuziehen und sich eingehend zu informieren.
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Auf dieses Thema spezialisiert haben sich:
Michael Bareis, Unternehmensberater, Bareis Managementsysteme, bareis@bareis-ms.de 
Eva-Maria Bareis, Unternehmensberaterin, Proof-i, bareis@proof-i.de
Markus Stefani, Diplom-Finanzwirt (FH), Steuerberater, Stefani & Hoppe Steuerberatungsgesellschaft mbH, 
markus.stefani@sh-steuerberater.de 

Weitere Informationen finden auf folgenden Internetseiten: 
Deutscher Steuerberaterverband – www.dstv.de 
Arbeitsgemeinschaft für wirtschaftliche Verwaltung  – www.awv-net.de oder unter
dokutar – www.dokutar.de

Bei der Arbeitsgemeinschaft für wirtschaftliche Verwaltung können Sie eine Musterverfahrensdokumentation zur Beleg-
ablage abrufen. dokutar bietet eine von Steuerberatern entwickelte webbasierte Software, mit der die Erstellung der Ver-
fahrensdokumentation erheblich vereinfacht wird.

Sind Sie fit für den digitalen Wandel?
Beratungsfelder:

• Internationales	Wirtschaftsrecht
• Handels-	und	Gesellschaftsrecht
• M&A/Unternehmenskauf
• Bank-	und	Kapitalmarktrecht
• Datenschutzrecht
• Sanierungsberatung
• Wettbewerbs-	und	Marketingrecht
• Wirtschaftsstrafrecht

Derra, Meyer & Partner
Rechtsanwälte PartGmbB
Frauenstraße	14
89073 Ulm

Derra, Meyer & Partner
Rechtsanwälte PartGmbB
Rotebühlstraße	44
70178 Stuttgart

Tel.:	 07 31/9 22 88 0
Fax:	 07 31/9 22 88 88
dmp@derra-ul.de
www.derra.eu

Tel.:	 07 11/62 01 08 35
Fax:	 07 11/51 89 01 59
dmp@derra-s.de
www.derra.eu

In	Zeiten	fortschreitender	Digitalisierung	müssen	Unternehmer	
flexibel	und	schnell	auf	Veränderungen	reagieren.	Dies	gilt	auch	
für	die	Anpassung	der	eigenen	Geschäftsabläufe	an	rechtliche	
Vorgaben	und	Notwendigkeiten.	

Eine	Herausforderung,	bei	der	wir	Ihnen	als	wirtschaftsrechtlich	
und	international	ausgerichtete	Anwaltskanzlei	zur	Seite	stehen.	
Unsere	Experten	unterstützen	Sie	an	zehn	Standorten	in	Deutsch-
land,	 Italien	 und	 Polen,	 damit	 Sie	 Ihre	 Chancen	 bestmöglich		
nutzen	und	Risiken	weitestgehend	abdecken	können.
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Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL und Andreas Deuschle MdL 

Start der 5G-Mobilfunkauktion

„Wir	 brauchen	 eine	 flächendeckende	
5G-Versorgung.	 Denn	 ein	 flächen-
deckendes 5G-Netz ist die Voraus-
setzung für das Autonome Fahren, 
für eine qualitativ hochwertige Tele-
medizin und für die Industrie, die ihre 
Produktion vernetzen und Betriebs-
kosten senken will. Wir erwarten des-
halb von den Mobilfunkanbietern, dass 
sie bei der Flächenabdeckung zukünftig 
deutlich ambitionierter werden. Die 
Innovationsregion Baden-Württemberg 
kann sich Lücken im Mobilfunk nicht 
länger leisten“, sagte Prof. Dr. Wolfgang 
Reinhart.
Andreas Deuschle MdL sagte: „Die Ver-
gabe der 5G-Lizenzen ist nur der erste 
Schritt auf einem Weg, auf dem noch 
viel	 zu	 tun	 ist.	 Denn	wenn	wir	 flächen-
deckend und auch mobil ins Gigabit-
zeitalter kommen wollen, braucht es 

hunderttausende neue Sendemasten. 
Gerade in Baden-Württemberg gibt es 
aus der Bürgerschaft aber schon jetzt 
immer wieder massive Widerstände 
gegen weitere Antennen. Hier müssen 
wir noch stärker dafür werben, dass 
nicht nur das beste Netz gefordert, 
sondern dann notwendigerweise auch 
der Ausbau desselben unterstützt wird. 
Nicht zuletzt deshalb kommt es darauf 
an, dass wir unsere bereits bestehende 
Infrastruktur noch besser nutzen. Egal 
ob Infrastruktur-Sharing oder ver-
pflichtendes	 Lokales	 Roaming:	 Beides	
muss nach der Auktion privatwirtschaft-
lich und politisch forciert werden. Wo 
es ein Netz gibt, muss es auch allen 
Handynutzern vertragsunabhängig zur 
Verfügung stehen! Der Ausbau von 
unter- und unversorgten Regionen soll 
also endlich Vorrang haben vor dem 

Aufbau von Parallelinfrastruktur. Genau 
dafür machen wir uns als CDU-Landtags-
fraktion im Bund stark; von 3G bis 5G.“

Marcel Busch,  

marcel.busch@cdu.landtag-bw.de,  

www.cdufraktion-bw.de  

Wirtschaft

Andreas Deuschle MdL

Pioneering Underground Technologies

www.herrenknecht.com

Teamwork
Gemeinsam Großartiges erschaffen: 
Mehr als 4.100 Projekte weltweit für  
Infrastrukturen der Spitzenklasse.  
Mit Herrenknecht Vortriebstechnik.

18-11-16-003_ID18149_dtAz_Gotthard_MIT_Wirtschaftsforum_181x125_RZgp

18-11-16-003_ID18149_dtAz_Gotthard_MIT_Wirtschaftsforum_181x125_RZgp.indd   1 16.11.18   17:25
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Sind Direktanlagen in Immobilien riskant? 

Immobilien gelten gemeinhin als ein 
vergleichsweises wertbeständiges und 
sicheres Investment. Die Tatsache, dass 
man mit dem Erwerb eines Hauses oder 
einer Wohnung ein „sichtbares“ und 
„begreifbares“ Objekt in der Hand hat, 
vermittelt allein bereits einen gewissen 
Eindruck von Werthaltigkeit. Das ist bei 
Aktien, die einen eher abstrakten An-
spruch darstellen, anders. 
Auch wenn die Immobilienpreise in 
den letzten Jahren im Schnitt deutlich 
nach oben gegangen sind, sind Wert-
steigerungen keineswegs garantiert. 
Denn was für den Gesamtmarkt gilt, 
muss nicht auf das einzelne Objekt zu-
treffen. Auch bei Immobilien gilt das 
Gesetz von Angebot von Nachfrage. Ein 
Haus, das heute begehrt ist und eine 
Top-Lage besitzt, kann morgen deut-
lich an Wert verlieren, wenn sich die 
Käufer-Anforderungen oder das Umfeld 
ändern. Die Direktanlage in Immobilien 
ist also keineswegs ohne Risiko. Doch wie 
lässt sich dieses Risiko beurteilen oder 
sogar konkret messen?

Risikomessung bei Immobilien - eine 
Herausforderung 
Diese Frage ist keineswegs unwichtig. 
Denn bei Anlagen zählt bekanntlich 
nicht nur die Rendite, sondern auch 
das Risiko. Ob eine Direktanlage in 
einem Objekt lohnt, lässt sich daher 
nur durch die Betrachtung von Rendi-
te und Risiko im Vergleich zu anderen 
Anlageformen bewerten. Bei Wert-
papieren existieren für die Risiko-
messung erprobte Messzahlen wie 
Volatilität (Schwankungsintensität), 
maximaler kumulativer Verlust oder 
Shortfall-Risk. Solche statistischen Ri-
sikomaße setzen allerdings eine große 
Zahl an Handels-Transaktionen voraus, 
bei denen ein Handelsgut in identi-
scher Ausprägung in hoher Stückzahl 
gehandelt wird. Das ist bei Aktien und 
anderen Wertpapieren der Fall. 
Bei Immobilien sind solche Formen der 
Risikomessung nicht möglich. Denn 
jede Immobilie ist letztlich ein Uni-
kat ohne kontinuierlichen Handel und 
ohne entsprechend kontinuierliche 

„Marktbewertung“. Klassische Im-
mobilien-Indizes taugen als Messlatte 
zur Feststellung des Risikos ebenfalls 
kaum. Dafür gibt es verschiedene Grün-
de. Einer ist, dass die zugrunde gelegten 
Preise oft auf Gutachter-Bewertungen 

beruhen, nicht auf Marktpreisen. Ein an-
derer besteht in der Vernachlässigung 
von Transaktionskosten. Die sind aber 
gerade bei Immobilien im Vergleich zum 
Wertpapier-Handel exorbitant und er-
reichen nicht selten 10 Prozent des Kauf-
preises und mehr. 

Sicherheit nur ein Gefühl
Wenn kein adäquates Maß in Bezug 
auf Einzelobjekte vorliegt, wie kann 
man sich bei der Risikomessung bei 
Direktanlagen in Immobilien behelfen? 
Ein Ansatz besteht daran, sich an 
Risikokennzahlen für börsennotierte 
Immobilien-Investoren zu orientie-
ren. Bezogen auf die USA zeigt dabei 
die Langzeitbetrachtung, dass Im-
mobilien-Anlagen keineswegs weniger 
riskant sind als Aktien. Sie besitzen 
praktisch das gleiche Risiko. Diese Er-
kenntnis lässt sich auch auf hiesige 
Verhältnisse übertragen. Sie bedeutet 
de facto: Sicherheit bei Direktanlagen 
in Immobilien ist vor allem ein Gefühl, 
weniger eine reale Tatsache.

Lothar Eller, 

 info@ellerconsutling.de,  

www.ellerconsulting.de  

Lothar Eller

Wirtschaft
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Gemeinsam mit dem wirtschafts-
politischen Sprecher der CDU Landtags-
fraktion Claus Paal und der Landtags-
abgeordneten Friedlinde Gurr-Hirsch 
besuchten die Christdemokraten die 
Unternehmen CNC Stanz- und Laser-
technik und ATM in Ilsfeld. Die CDU Ver-
treter zeigten sich beeindruckt von der 

Innovationskraft beider Unternehmen,
die neben dem Prototypenbau auch
Serienteile an die Luft- und Raumfahrt-
industrie, den Automobilbau und andere 
Branchen liefern.
Von Unternehmer Bernd Ehmann und ATM
Geschäftsführer Tobias Scheffel erfuhren
die CDU Politiker aus erster Hand wo im
Alltag der Schuh drückt wie z.B. bei der
Innovationsfinanzierung. „Neue Techno-
logien wie 3-D-Laserdrucker sind kapital-
intensiv aber noch lange nicht am Ende
ihrer Entwicklung“. Was heute modern ist,
kann in 3 Jahren schon veraltet sein. Da
die Banken kein Risiko eingehen möchten,
ist es für unabhängige Gründer nur sehr
schwer möglich in solche Technologien zu
investieren. „Hier hat die Landesregierung
bereits ein Förderprogramm mit 50 Millio-
nen Euro aufgesetzt, hier dürfen wir nicht
nachlassen“, betonte Claus Paal MdL.

Auch der Fachkräftemangel ist für die 
Unternehmen in der Metallbearbeitung 
eine echte Herausforderung. Als Aus-
bildungsbetrieb kümmert sich CNC 
Stanz- und Lasertechnik selbst um Nach-
wuchs. In enger Partnerschaft mit der 
Realschule in Ilsfeld konnten in den ver-
gangenen Jahren immer wieder junge 
Talente eingestellt und ausgebildet 
werden. Generell läuft die Zusammen-
arbeit vor Ort reibungslos. Im Rahmen 
der notwendigen Erweiterung half die 
Gemeindeverwaltung schnell und un-
bürokratisch bei der Suche nach Flächen 
und der Baugenehmigung,  erzählte Ge-
schäftsführer Andreas Benz.

Thomas Schiroky,  

Vorsitzende CDU Ortsverband Ilsfeld

thomas@schiroky.de

www.cdu-ilsfeld.de 

Friedlinde Gurr-Hirsch MdL und Thomas Schiroky 
betrachten einen Prototypen aus dem 3-D-Laser-
drucker präsentiert von ATM Geschäftsführer 
Tobias Scheffel

Aus den Kreisen & Bezirken

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Uni Ulm und EssentialView be-
fragen Mittelständler:

Viele KMU-
Chefs führen 
ihr Unter-
nehmen nicht 
nach Kenn-
zahlen

Geschäftsmodell für Wachstumserfolg 
ausschlaggebend / Korrekturen daran 
werden zu spät vorgenommen / Digitali-
sierung	als	Mittel	zur	Effizienzsteigerung	

ULM – Deutschland ist Mittelstands-
land. Mehr als 60 % aller Beschäftigten 
arbeiten in den über zwei Millionen 
klein- oder mittelständischen Unter-
nehmen (KMU) und sichern rund 15 
Millionen Arbeitsplätze. KMU sind 
gegenüber Konzernen klar im Vorteil 
– sie sind flexibler, entscheidungs-
freudiger und damit agiler. „Diese im 
Wettbewerb enorm wichtigen Vorteile 
drohen KMU zu verspielen“, stellen 
Kerstin und Jörg Herkommer fest. 
Zusammen mit der Uni Ulm haben 
sie in einer Vorabstudie Wachstums-
barrieren identifiziert. Dazu zählen 
die mangelnde Weiterentwicklung 
des eigenen Geschäftsmodells, eine 

steigende Komplexität sowie feh-
lende Kennzahlen zur Steuerung des 
Unternehmens.
Diese Ergebnisse erbrachte die qualita-
tive Befragung von 14 Unternehmens-
leitern der Uni Ulm durch dessen 
Institut für Technologie und Prozess-
management (ITOP) unter der dama-
ligen Leitung von Prof. Leo Brecht in 
Zusammenarbeit mit EssentialView. 
Das Ulmer Beratungsunternehmen von 
Kerstin und Jörg Herkommer hat sich 
ganz dem Thema Wachstumsbegleitung 
verschrieben, „weil wir in einem gesun-
den Wachstum den Schlüssel für unter-
nehmerischen Erfolg sehen“, so Jörg 
Herkommer. Nebenbei hält er an der 
Hochschule Ulm Vorträge zum Thema. 
So kam den Herkommers zusammen mit 
dem Projektleiter Niklas Bayrle die Idee, 
KMU-Geschäftsführer zu Wachstums-
hindernissen zu befragen. Die Ergebnisse 

dienen als Grundlage für eine repräsen-
tative Studie, die die Uni Ulm Ende 2018 
durchführen wird. 

Wachstum ist nicht gleich 
Umsatz-Wachstum
Den Autoren der Studie geht es nicht 
darum, Wachstum mit Umsatzwachstum 
gleichzusetzen und darin das alleinige All-
heilmittel zu sehen. Für die Unternehmer 
Herkommer ist der Wachstumsbegriff ein 
Vielschichtiger: „Es geht um die Schaffung 
und kontinuierliche Erweiterung von nach-
haltigen Werten für Kunden, Mitarbeiter 
und Unternehmer.“ Die Befragungen 
belegen den ganzheitlichen Ansatz, bei 
dem es um diese „Weiterentwicklung“ 
des Unternehmens auf allen Ebenen – 
in Produktion und Vertrieb, in der Mit-
arbeiterführung, der Unternehmenskultur, 
ebenso wie in der Kommunikation des 
Unternehmens mit seinen Kunden und der 
Öffentlichkeit gehe. 
Umgekehrt sind auch Wachstums-
barrieren vielschichtiger Natur. Einfach 
nur ins Jammerlied des Fachkräfte-
mangels einzustimmen, ist Bayrle und 
dem Ehepaar Herkommer zu wenig. 
„Unternehmen, die Klarheit über ihr Ge-
schäftsmodell haben, darauf eine Stra-
tegie aufbauen und deren Umsetzung 
mittels Kennzahlensystem überwachen, 
bei Abweichungen eingreifen und ihr 
Geschäftsmodell nachjustieren, über-
winden Wachstumsbarrieren deutlich 
häufiger,“	sagt	Jörg	Herkommer.	
Ein klares Geschäftsmodell und dieses 

Unternehmer-News
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Kerstin (rechts) und Jörg Herkommer
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Erzeugerpreise Februar 2019: 
+2,6 % gegenüber Februar 2018

Erzeugerpreise gewerblicher  
Produkte, Februar 2019
-0,1 % zum Vormonat
+2,6 % zum Vorjahresmonat

WIESBADEN – Die Erzeugerpreise 
gewerblicher Produkte waren im Fe-
bruar 2019 um 2,6 % höher als im Fe-
bruar 2018. Im Januar 2019 hatte die 
Jahresveränderungsrate ebenfalls 
bei +2,6 % gelegen. Wie das Statis-
tische Bundesamt (Destatis) weiter 
mitteilt, sanken die Erzeugerpreise 
gegenüber dem Vormonat gering-
fügig um 0,1 %. 
Die Preisentwicklung bei Ener-
gie wirkte sich im Februar 2019 am 
stärksten auf die Entwicklung der Er-
zeugerpreise insgesamt aus. Energie-
produkte waren um 7,5 % teurer als 
ein Jahr zuvor. Gegenüber dem Vor-
monat Januar 2019 sanken diese Prei-
se um 0,2 %. 
Ohne Berücksichtigung von Energie 
waren die Erzeugerpreise um 1,3 % 
höher als im Februar des Vorjahres. 
Gegenüber Januar 2019 stiegen sie 
um 0,1 %.

Investitionsgüter und Gebrauchs-
güter waren im Februar 2019 jeweils 
um 1,6 % teurer als im Februar 2018 
(beide +0,1 % gegenüber Januar 
2019).

Vorleistungsgüter waren im Februar 
2019 um 1,1 % teurer als im Februar 
2018. Gegenüber dem Vormonat Ja-
nuar 2019 fielen die Preise leicht um 
0,1 %. Einen besonders hohen Preis-
anstieg gegenüber dem Vorjahres-
monat wies Getreidemehl mit einem 
Plus von 11,9 % auf. Zeitungsdruck-
papier kostete 9,3 % mehr, Futter-
mittel für Nutztiere 8,4 %. Billiger 
als ein Jahr zuvor waren vor allem 
Blei, Zink, Zinn und Halbzeug daraus 
(-14,0 %), Sekundärrohstoffe (-7,6 %) 
sowie elektronische integrierte Schal-
tungen (-5,9 %). 

Statistisches Bundesamt (Destatis) | 2019  

Unternehmer-News

mit einem Kennzahlensystem strate-
gisch umzusetzen – das sind zwei große 
Wachstumsbarrieren, die die KMU-Stu-
die offenbart. „Die Mehrheit der KMU 
verlässt ihre Flexibilität, wenn es um das 
Nachjustieren ihres Geschäftsmodells 
geht. Und die Mehrheit dieser Unter-
nehmen arbeitet bis heute allein mit der 
BWA und kennt sonst keine relevanten 
Zahlen des eigenen Unternehmens“, 
meint Kerstin Herkommer. Daraus leiten 
die Studienautoren ein erhöhtes Risiko 
ab, Fehlentscheidungen zu treffen.

KMU – agiler als Wissenschaft bislang 
vermutet 
Eine weitere Wachstumsfalle droht nach Er-
kenntnis der Studie durch die Erweiterung 
der eigenen Produktpalette. Damit gingen 
in den meisten Fällen wesentlich höhe-
re Komplexitätskosten einher. Die Folge: 
Ineffizienz	 und	 ein	 deutlich	 niedrigerer	
Profit.	Nicht	selten	wird	die	Organisations-
struktur bei Unternehmenserweiterungen 
oft viel zu spät angepasst und damit der 
bürokratische Aufwand einer sich weiter-
entwickelnden Organisation unterschätzt. 
Auch hier heißen die Folgen: höhere Kos-
ten, niedrigerer Ertrag. 
Im Gegensatz dazu äußern sich die be-
fragten Unternehmer zum Thema Digitali-
sierung positiv und sehen darin keine „prio-
ritäre Wachstumsbarriere“. Digitalisierung 
bewerten sie als „Weiterentwicklung des 
eigenen Geschäftsmodells“, als „Mittel zur 
Effizienzsteigerung“,	 aber	 nicht	 als	 „zent-
rale Herausforderung, um damit im Wett-
bewerb bestehen zu können“. 
Was macht die KMU dennoch so erfolg-
reich? „Viele aus der Wissenschaft ab-
geleitete Wachstumsbarrieren wurden 
von uns nicht bestätigt“, sagt Niklas Bayr-
le vom ITOP-Institut. Er vermutet gerade 
darin den Erfolg dieser Unternehmen. 
So bestätigt sich, dass KMU deutlich 
agiler	und	flexibler	agieren	als	Industrie-
unternehmen. „Und eingeschränkte 
Managementkenntnisse führen eben 
nicht zwingend zu einer Unternehmens-
schwäche. Ebenso wie auch eine man-
gelnde Internationalisierung oder 
Exportaktivität nicht allein für ein aus-
bleibendes Wachstum schuldig sind“, so 
Bayrle. 

Jörg Herkommer 

info@essentialview.de  
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Inserentenverzeichnis

Inserentenverzeichnis
Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

Alfred Dörflinger GmbH,
	 www.doerflinger-granit.de

AMMA Alfred Müller GmbH & Co. KG,
 www.amma-online.de

Arthur Uhl Kies- und Schotterwerk 
GmbH & Co. KG

Bischoff Grundstücksverwaltung mbH,
 www.bischoff-gvg.de

Breinlinger Hoch- u. Tiefbau GmbH,
 www.breinlinger.de

Burger Karl Maschinenbau GmbH + Co.
Derra, Meyer & Partner,
 www.derra.eu

Dittes Oberflächentechnik GmbH,
 www.dittes.net

Dold Holzwerke GmbH,
 www.dold-holzwerke.com

Eugen Wied Industriebedarf
Friedrich Burk GmbH & Co. KG,
	 www.firmengruppe-burk.de

Gebr. Zimmermann GmbH,
 www.felswerk.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG
 www.gebrueder-rueckert.de

Gehr GmbH,
 www.gehr.de

Getränke Kelemidis GmbH,
 www.kelemidis.de

Gimmi GmbH,
 www.gimmi.de

Gottlieb Nestle GmbH,
 www.g-nestle.de

Grünemay & Abt KG,
 www.gruenemay-abt.de

Heinzmann GmbH & Co. KG,
 www.heinzmann.de

Herrenknecht AG,
 www.herrenknecht.com

Holz-Brüner GmbH,
 www.holz-bruener.de

Hupac GmbH,
 www.hupac.com

Industriebau Bönnigheim GmbH & Co.KG,
 www.ibb-boennigheim.de

Kammerer Gewindetechnik GmbH,
 www.kammerer-gewinde.de

Kärcher CENTER Milkau,
 www.kaerchercenter-milkau.de

Karl Hipp GmbH,
 www.karl-hipp.de

Karl Uhl GmbH & Co. KG,
 www.uhl-beton.de

KHS Bedachungen GmbH,
 www.khs-affalterbach.de

Kunststoff Christel GmbH Co. KG,
 www.kunststoff-christel.de

Kunststoffe Eberwein GmbH,
 www.kunststoffe-eberwein.de

Kurt Glass AG,
 www.glass.ag

Lauffenmühle GmbH&Co. KG,
 www.lauffenmuehle.de

Leuze & Co. Kunststoffbeschichtungen 
GmbH & Co. KG, 

 www.leuze-co.de

Lothar Bix GmbH,
 www.bix-lackierungen.de

Nanz medico GmbH & Co. KG,
 www.zar.de

Oskar Frech GmbH & Co. KG,
 www.frech.com

PIT Production in Time Zerspantechnik 
u. Handels GmbH,
www.productionsintime.com

Prakesch Zerspanungstechnik GmbH,
 www.prakesch.de

Pro Metall GmbH
 www.prometall.de

SBS-Feintechnik GmbH und Co. KG 
(BURGER GROUP),

 www.burger-gruppe.com/de

Schmieder GmbH,
 www.schmiedergmbh.de

Sixt GmbH Werkzeugbau u. Stanzerei,
 www.sixt-gmbh.de

SP Prototypen Stephan Pflugradt,
 www.sp-prototypen.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG,
 www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Thomas Waidner GmbH,
 www.waidner-stanztechnik.de

Trumpf GmbH&Co.KG,
 www.trumpf.com

vapic GmbH,  
www.vapic.de

Walter Zepf Schmierungstechnik,
 www.walter-zepf.de

Weber Haus GmbH & Co. KG,
 www.weberhaus.de

WWW.BURGER–GROUP.COM

Die BURGER GROUP mit Haupt-
sitz in Schonach ist einer der 
führenden Systempartner im 
Bereich kundenspezifischer An-
triebstechnik. 
Mit über 1000 Mitarbeitern an 
acht Standorten in Europa und 
Nordamerika  schaffen wir in-
novative Lösungen in Metall, in 
Kunststoff, im Materialverbund 
oder als komplettes mecha-
tronisches System. Mit unserer 
Erfahrung aus über 160 Jahren 
Antriebsentwicklung, zukunfts-
weisenden Fertigungstechnolo-
gien und Innovationen finden wir     

      für jede Anwendung 
     den passenden       

                                          Antrieb.

ANTRIEBS-
LÖSUNGEN

Schonach | Triberg | Schönwald | Deißlingen
Schwaig | CH St. Antoni | CZ Kaznějov | CAN Barrie

FÜR HÖCHSTE ANSPRÜCHE

BURGER_GROUP_181x83_MIT_Image_2018.indd   2 01.02.18   13:47
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 Marktplatz

Nimm‘s leicht, nimm‘s vom Wied …

Wellpappe ∙ Klebeband ∙ Putzlappen
Folie ∙ WC-Artikel ∙ Putzrollen 
Sicherheitsschuhe Atlas

EUGEN RICHARD WIED 
Bleichstr. 4 • 76227 Durlach Tel. 0721 4965-01 / Fax -02

 50 Ja
hr

e

www.doerflinger-granit.de 
info@doerflinger-granit.de

SICHT- WIND- UND LÄRMSCHUTZ

Alfred Dörflinger GmbH 
Granitwerk 

von der Natur-für die Natur
-Sand -Splitt -Schotter

-Mineralbeton -Bruchsteine
-Steinzäune -Steinwände

ASBEST  
Sanierung vom Experten 

mit 46Jahren 
Erfahrung 

DACH 

Flachdach Neubau / Sanierung 
Trapezblech Dach / Fassade 

In jeder Größenordnung 

Telefon 
07144 / 8349-0 

Grün muss RAL 6018 / HKS 65 N entsprechen
Rot = Leuchtendes / Kräftiges Rot

KHS Bedachungen GmbH
71563 Affalterbach  

www.khs-affalterbach.de 

Karl Hipp GmbH

Adolph-Kolping-Str. 3

D-72393 Burladingen

Tel. 07475 9519-0

Fax 07475 9519-19

post@karl-hipp.de

www.karl-hipp.de

Eine Mutter dreht sich über ein Gewinde – mit  

unglaublicher Präzision. Es ist diese perfekte  

Bewegung, die uns fasziniert. Mit unseren Gewinde-

trieben reizen wir das technisch Mach bare aus und  

bringen unsere Kunden voran. Auf den tausendstel  

Millimeter genau. Hipp. Präzision in Bewegung.

Präzisionskugelgewindetriebe 

Kugelgewindetriebe

Faszination 
Präzision.
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Impressum
Wirtschaftsforum – das Magazin der Mittel-
stands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Ba-
den-Württemberg erscheint zehnmal im Jahr im 
Rahmen der Mitgliedschaft. Ist der Verlag durch 
höhere Gewalt, Streik und dergleichen an seiner 
Leistung verhindert, so be steht keine Ersatz-
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MIT vor Ort
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MIT Lörrach
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MIT Main-Tauber-Kreis 

 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald  

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen  

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall  

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de

Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich       € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de
www.mit-bw.de

BADEN-WÜRTTEMBERG

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie,
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg, ihren Gliede-

rungen für die Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. 
Eine sonstige Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen 
Versammlungen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem 
Postweg gleich.  Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

Thomas	Dörflinger	MdL

Neue Einzelaus-
nahmen vom 
Verkehrsverbot 
für Dieselfahr-
zeuge Euro 4 in 
Stuttgart sind 
möglich

„Die neuen Ausnahmen gehen in die 
richtige Richtung. Wir begrüßen, dass 
bei der Handhabung der Fahrverbote 
mehr und mehr mit Augenmaß vor-
gegangen wird. Uns ist jedoch wich-
tig, dass wir ein besseres Bild über 
die tatsächliche Schadstoffbelastung 
in Stuttgart bekommen. Mit den 40 
neuen Messstellen werden wir dieses 
Bild bald bekommen. Dann muss ge-
prüft werden, ob wir überhaupt noch 
zonale Fahrverbote in Stuttgart brau-
chen. Dies ist schon eine Frage der 
Verhältnismäßigkeit.“

Thomas Oeben,  

thomas.oeben@cdu.landtag-bw.de,  

www.cdufraktion-bw.de  



51
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info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

BADEN-WÜRTTEMBERG

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg, ihren Gliede-

rungen für die Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. 
Eine sonstige Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen 
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Postweg gleich.  Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos



BADEN-WÜRTTEMBERG

MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die neue
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-bw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de


